
Durchforscht man die Wahlprogramme von Landrats-, 

Oberbürgermeister- oder Bürgermeisterkan di datinnen und 

-kandida  ten – oder auch die der meisten für die Wahlen zu 

einer kommunalen Vertretungs körperschaft antretenden 

Parteien und Wählergruppen – so ist festzustellen, dass 

„Wirtschaftsförderung“ fast immer als eine der wich-

tigsten kommunalen Aufgaben genannt wird. 

Warum ist das so? Zwar haben die Kreise, Städte und 

Gemeinden den kommunalverfassungsrechtlichen Auf-

trag, innerhalb der Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit die 

für die wirtschaftliche, soziale und kul turelle Betreuung 

ihrer Einwohner erforderlichen Einrichtungen zu schaf-

fen,1 aber den Begriff „Wirt-schaftsförderung“ sucht 

man in den maßgeblichen Gesetzen und Verordnungen 

vergebens. Damit ist klar: Wirtschaftsförderung ist – ob-

wohl allerorten als wichtig empfunden – keine Pfl icht-

aufgabe der Kommunen, sondern wird von ihnen als frei-

willige Aufgabe der kommunalen Selbstverwaltung in 

eigener Verantwortung wahrgenommen und gestaltet. 

Dies hat zur Folge, dass es kein einheitliches Bild davon 

gibt, was der Aufgabe „Wirtschaftsförderung“ alles zu-

zurechnen ist und was einzelne Kommunen im Rahmen 

ihres Verständnisses und ihrer Bedürfnisse als wirtschafts-

fördernde Angelegenheiten de fi nieren. Dieses unter-

schiedliche Verständnis führt zu völlig verschiedenen De-

fi nitionen des Begriffs „Wirtschaftsförderung“:

• Es gibt eine ganzheitliche Defi nition, die Wirtschafts-
förderung als „Maßnahmen der Wirtschaftspolitik 

zur selektiven Begünstigung bestimmter wirtschaft-

licher Tatbestände oder Verhaltensweisen bestimmt 

und Wirtschaftsförderung insofern abgrenzt von an-

deren, gesamtwirtschaftlich wirken den Maßnahmen, 

etwa zur Konjunktur- oder Wachstumsbelebung.“2 

Damit werden alle Maßnahmen der Wirtschaftsförde-

rung auf staatlicher und kommunaler Ebene erfasst. 

Kommunale Wirtschaftsförderung wird in Abgren-

zung dazu als die „Maßnahmen der Wirtschaftsför-

derung, die auf kommunaler Ebene selbstständig und 

eigenverantwortlich, auch im Rahmen der kommu-

nalen Finanzhoheit, durchgeführt werden“3 defi niert.

• Eine aus dem kommunalen Blickwinkel formulierte, 

aber sehr allgemeine Begriffsdefi nition liefert  Rekka 

Schubert: „Kommunale Wirtschafts för derung soll be-

stimmt werden als die zur Da seinsvorsorge zählende 

Aufgabe der Gemeinden, Städte und Landkreise, die 

durch die Schaffung oder Verbesserung der Standort-

bedingungen für die Wirtschaft mittels Förderung und 

Pfl ege der öffentlichen und privatwirtschaftlichen 

 Unternehmen, das wirtschaftliche und soziale Wohl im 

kommunalen Gebiet sichert oder steigert.“4

• Die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungs-

management (KGSt), Köln, fand hingegen eine um-
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1 Vgl. zum Beispiel § 8 Absatz 1 GO NRW oder § 6 Absatz 1 KrO NRW.
2 Gabler Verlag (Herausgeber), Gabler Wirtschaftslexikon, Stichwort: Wirtschaftsförderung, online im Internet: 
 http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/54820/wirtschaftsfoerderung-v5.html. 
3 Gabler Verlag (Herausgeber), Gabler Wirtschaftslexikon, Stichwort: kommunale Wirtschaftsförderung, online im Internet: 
 http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/71538/kommunale-wirtschaftsfoerderung-v4.html. 
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fassende Defi nition: „Kommunale Wirtschaftsförde-

rung umfasst alle Maßnahmen zur Verbesserung der 

Faktoren, die die Standortwahl von Unternehmen be-

einfl ussen. Dies gilt sowohl für die sogenannten har-

ten Faktoren (z. B. Gewerbefl ächen, Infrastruktur, 

überörtliche Verkehrsanbindung) als auch für die so-

genannten weichen Faktoren (z. B. Bildungs- und Kul-

turangebot, Attraktivität der Stadt).

• Die Maßnahmen beziehen sich sowohl auf die vorhan-

denen Betriebe (Bestandssicherung und -entwicklung) 

als auch auf anzusiedelnde oder noch zu gründende 

Betriebe. Zielgruppen der Wirtschaftsförderung sind 

nicht nur die unternehmerische Wirtschaft, sondern 

auch Behörden, Verbände und Einrichtungen ohne 

 Erwerbscharakter.“5 

Diese Defi nition ist weit offener und bestätigt nicht nur 

die unterschiedlichen Themenfelder und Handlungsan-

sätze, die auf kommunaler Ebene unter dem Dach der 

Wirtschaftsförderung abgehandelt werden, sondern 

schlägt gleichzeitig eine Brücke zu den schon zitierten 

Aufgabenzuweisungen in den kommunalen Verfassungs-

gesetzen. Die KGSt geht sogar noch weiter und sieht 

„Wirtschaftsförderung als eine kommunale Aufgabe der 

Daseinsvorsorge für die örtliche Gemeinschaft“,6 die aus 

der Selbstverwaltungsgarantie in Art. 28 GG abgeleitet 

werden könne.

Diese Ableitung ist sicherlich strittig, zumal in den letzten 

Jahren die Handlungsmöglichkeiten kommunaler Wirt-

schaftsförderung durch Bestimmungen der Europäischen 

Gemeinschaft eingeschränkt worden sind und zum Bei-

spiel direkte, durch Kommunen gewährte Subventionen 

für einzelne Unternehmen quasi ausgeschlossen sind. 

Andererseits zeigen die Ausführungen der KGSt die Viel-

fältigkeit kommunaler Wirtschaftsförderung und machen 

deutlich, dass es sich hierbei um eine kommunale Quer-

schnittsaufgabe handelt, deren Ziele bei fast allen kom-

munalen Aufgabenbereichen und Handlungsfeldern zu 

berücksichtigen sind. 

4 Schubert, Rekka: Kommunale Wirtschaftsförderung. Die kommunale Verantwortung für das wirtschaftliche Wohl – eine theoretische Untersuchung mit Bezü-
gen zur Praxis, Tübingen 1998. S. 88f.

5 KGSt Köln: Gutachten „Organisation Wirtschaftsförderung“ G8, 8/1990, S. 14.
6 Ebd.



Dass Wirtschaftsförderung eine kommunale Querschnitts-

aufgabe ist, wird besonders gut erkennbar, wenn man 

kommunale Wirtschaftsförderung, die für sie allgemein 

formulierten Ziele und die dazu in verschiedenen Hand-

lungsbereichen notwendigerweise zu erzielenden Wir-

kungen entlang der Produktbereiche eines kommunalen 

Haushaltes betrachtet. Dies geschieht im Folgenden bei-

spielhaft unter Orientierung an den Gliederungsvorschrif-

ten des Neuen Kommunalen Finanzmanagements in 

Nordrhein-Westfalen.7 Auf diese Weise wird gleichzeitig 

ein Überblick über die vielfältigen Anforderungen ge-

wonnen, die an kommunale Wirtschaftsförderung ge-

stellt werden, und über deren Handlungsansätze. 

• Produktgruppe 01 – Innere Verwaltung:
 Die der Produktgruppe „Innere Verwaltung“ zuzuord-

nenden Organisationseinheiten sind insbesondere für 

die Gewährleistung einer den Anforderungen entspre-

chenden Aufbau- und Ablauforganisation zuständig. 

Dazu zählt die Entwicklung und Realisierung effi zi-

enter und effektiver Organisationsmodelle ebenso wie 

eine nach qualitativen und quantitativen Gesichts-

punkten geeignete Personalausstattung. Nur wenn 

diese Voraussetzungen erfüllt sind, kann eine Verwal-

tung im Rahmen der rechtlichen Vorgaben zielorien-

tiert, kostengünstig und schnell arbeiten. Wirtschafts-

unternehmen erwarten aber – wenn sie als Kunden 

von Verwaltungen auftreten – gerade dies: ein unter-

nehmensfreundliches Klima, das geeignet ist, die not-

wendigen Behördenkontakte ohne unnötige Suchpro-

zesse und mit der erforderlichen Unterstützung durch 

die Verwaltung erledigen zu können. Dabei ist es für 

Unternehmen oft besonders wichtig, erforderliche Ge-

nehmigungen so schnell wie möglich zu erlangen (sie-

he auch in Kapitel 13.4.1 den Abschnitt „Mittelstands-

freundliche Verwaltung“). 

• Produktgruppe 02 – Sicherheit und Ordnung:
 Schnelle Entscheidungen über beantragte Erlaubnisse 

und Genehmigungen sind auch in dieser Produktgrup-

pe von erheblicher Bedeutung für die gewerbliche 

Wirtschaft. Ob es zum Beispiel um die Erteilung 

von Gaststättenerlaubnissen, um die Zulassung von 

Schwertransporten oder die Nutzung von öffentlichen 

Verkehrsfl ächen für Baumaßnahmen oder Straßen-

wirtschaften geht – für die Unternehmen ist es wich-

tig, schnell rechtssichere Entscheidungen zu bekom-

men, auf denen die weitere betriebliche Planung 

aufgebaut werden kann. 

 Aber auch andere kommunale Aufgaben, die dieser 

Produktgruppe zuzurechnen sind, können weitrei-

chende Wirkungen auf die Entwicklung der gewerb-

lichen Wirtschaft erzielen. Zu nennen sind beispiels-

weise eine bedarfsgerechte Ausstattung derFeuer-

wehren, die unabweisbare Voraussetzung für die Ge-

nehmigung von gewerblichen Bauten sein kann, oder 

die Maßnahmen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit. 
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7 Vgl. § 4 GemHVO NRW in Verbindung mit dem vom Innenminister vorgegebenen Produktrahmen.
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• Produktgruppe 03 – Schulträgeraufgaben:
 Adäquat ausgestattete Schulen und Berufskollegs lei-

sten wichtige Beiträge für die Heranbildung von qua-

lifi zierten Arbeitskräften. Angesichts des demografi -

schen Wandels und des damit ein her gehenden 

Fachkräftemangels ist dies ein entscheidender Aspekt 

bei der Standortwahl von Unternehmen und damit 

auch für die Funktionsfähigkeit der regionalen Wirt-

schaft. Eine gute Versorgung mit allgemeinbildenden 

Schulen ist auch für die Attraktivität einer Stadt oder 

Gemeinde als Wohnstandort ein wichtiger Indikator. 

Das Schulangebot hat Einfl uss auf die Wahl von Ar-

beitsplatz und Wohnort und damit indirekt auch auf 

die Chancen, einen Fachkräftemangel oder einen Be-

völkerungsrückgang in einer Region durch Zuwande-

rung von außen ausgleichen zu können. Die Bereitstel-

lung eines attraktiven Schulangebotes ist deswegen 

aus dem Blickwinkel der Wirtschaftsförderung ein 

wichtiger weicher Stand ortfaktor.

• Produktgruppe 04 – Kultur und Wissenschaft:
 Den weichen Standortfaktoren wird auch das Kultur-

angebot einer Kommune, eines Kreises oder einer 

 Region zugeordnet. Wirtschaftsstandorte, die kein 

 attraktives Kulturangebot aufweisen können, sind für 

Unternehmen weniger interessant, weil es sich unter 

solchen Rahmenbedingungen schwierig gestaltet, Ar-

beitskräfte aus anderen Regionen oder aus dem Aus-

land anzuwerben. Wirtschaftsförderung hat daher 

auch immer einen Bezug zur Kulturförderung. 

 Daneben werden auch Elemente einer aktiven Zusam-

menarbeit von Wissenschaft und Wirtschaft als positiv 

für die Entwicklung eines Wirtschaftsstandortes gese-

hen. Eine enge Kooperation zwischen Kreisen, Städten 

und Gemeinden auf der einen und zum Beispiel For-

schungstransferstellen auf der anderen Seite oder die 

Auslobung von kommunalen Forscher- oder Gründer-

preiswettbewerben ist deswegen vielerorts eine aktive 

Aufgabe kommunaler Wirtschaftsförderung. 

 Auch die im eher den Bereichen der Kulturpfl ege und 

Erwachsenenbildung zugeordneten Volkshochschulen 

erlangen vielerorts auch unter wirtschaftsfördernden 

Aspekten neue Bedeutung, weil sie oftmals Bildungs-

gänge anbieten, die für die Entwicklung des Fachkräf-

tepotenzials wichtig sind. 

• Produktgruppe 05 – Soziale Leistungen:
 Die Produktgruppe „Soziale Leistungen“ hat nur in 

wenigen Kommunen eine direkte Verknüpfung zur 

kommunalen Wirtschaftsförderung. Ein wichtiger Zu-

sammenhang zur Entwicklung der regionalen Wirt-

schaft ergibt sich aber aus der Koope ration der Kom-

munen – insbesondere der Kreise – mit den Agentu-

ren für Arbeit. Dies gilt zum einen bei der Verwaltung 

der Empfänger von Leistungen nach dem SGB II 

(„Hartz IV“) in den Jobcentern, zum anderen bei der 

alleinigen Betreuung dieses Personenkreises in den 

sogenannten Optionskommunen. 

• Produktgruppe 06 – Kinder-, Jugend- und 
Familienhilfe:

 Ähnlich wie bei den Aufgaben, die die Kommunen als 

Schulträger wahrzunehmen haben, haben die in der 

Kinder-, Jugend- und Familienhilfe zu  gestaltenden 

Aufgaben Bedeutung als weicher Standortfaktor. Ein 

ausreichendes und hochwertiges Angebot im Bereich 

der Kinderbetreuung gehört dazu genauso wie eine 

ansprechende Jugendarbeit, um nur einzelne Themen-

felder zu nennen. Mit ihren Aktivitäten im Bereich der 

Kinder-, Jugend- und Familienhilfe nehmen die Kom-

munen Einfl uss auf ihre Attraktivität als Wohn- und  

damit auch als Wirtschaftsstandort. Die in den 

letzten Jahrzehnten zunehmend gestiegene Frauen-

erwerbsquote in Kombination mit den sich abzeich-

nenden Problemen zur Deckung des Fachkräftebe-

darfs führt dazu, dass diesem Themenfeld auch in 

Wirtschaftskreisen immer größere Aufmerksamkeit 

geschenkt wird. 

• Produktgruppe 07 – Gesundheitsdienste:
 Kommunale Aufgaben im Bereich der Gesundheit 

 haben meistens nur dann ein besonderes Gewicht für 

die gewerbliche Wirtschaft, wenn Lebensmittelskan-

dale oder Seuchen zu beklagen sind. Es  besteht aber – 

deutlich weniger von der Öffentlichkeit wahrgenom-

men – im Bereich der Lebensmittel- und Gesundheits-

wirtschaft eine ganz enge Zusammenarbeit zwischen 

Kommunalverwaltungen und Wirtschaftsbetrieben. 

Diese Zusammenarbeit ist nicht nur den strengen 

rechtlichen Rahmenbedingungen, sondern auch den 

Qualitätsmanagementsystemen geschuldet, denen 

sich zum Beispiel Fleisch verarbeitende Betriebe unter-

werfen müssen. Dass diese Zusammenarbeit partner-

schaftlich funktioniert und nicht vornehmlich durch 

ein Über- und Unterordnungsverhältnis geprägt ist, 

kann als kommunale Wirtschaftsförderung im wei-

teren Sinne gewertet werden. Als neuer Aspekt ge-

winnt insbesondere im ländlichen Raum die Versor-

gung der Bevölkerung mit einem ausreichenden 

Angebot an ärztlichen und pfl egerischen Dienstleis-



5      Friedrich-Ebert-Stiftung | KommunalAkademie GRUNDWISSEN KOMMUNALPOLITIK: WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG

tungen mehr und mehr Gewicht. Ebenso spielen in 

diesem Kontext die Gesundheitsämter mit ihren Auf-

gaben nach dem Heilpraktikergesetz eine besondere 

Rolle.

 Wesentlich ist zudem, dass die „Gesundheitswirt-

schaft“ an sich aufgrund der großen Zahl von Arbeits-

plätzen für einige Regionen oder Kommunen als eige-

ner Wirtschaftsfaktor eine besondere Bedeutung 

besitzt. Dies gilt vor allem dann, wenn medizinische 

Fakultäten oder medizinische Forschungsinstitute an 

einem Standort vorhanden sind oder sich eine grö-

ßere Anzahl von (Fach-)Kliniken angesiedelt hat.8

• Produktgruppe 08 – Sportförderung:
 Eine Verknüpfung zwischen Sport- und Wirtschaftsför-

derung herzustellen, erscheint im ersten Moment 

schwierig. Es sei denn, es handelt sich um Kommunen, 

die sehr erfolgreiche Sport- und insbesondere Fußball-

vereine vorzuweisen haben. In solchen Städten (sel-

tener sind es Gemeinden) steht die Wirtschaftsförde-

rung in engem Zusammenhang mit den positiven 

Wirkungen, die die erfolgreichen Sportvereine etwa 

für den Bekanntheitsgrad, das Image oder das Über-

nachtungsgewerbe haben. 

 Sport und Sportangebot sind aber auch unab hängig 

vom publikumsträchtigen Spitzensport bedeutsam für 

die Ausprägung einer Kommune als Wirtschaftsstand-

ort. Daher gehören sie ebenfalls den weichen Stand-

ortfaktoren zugeordnet. Sport, Sportförderung und 

Sportstättenentwicklung sind damit Bestandteile der 

Überlegungen, die in den Gesamtkontext kommunaler 

Wirtschaftsförderung eingeordnet werden müssen. 

• Produktgruppe 09 – Räumliche Planung 
 und Entwicklung, Geoinformationen:
 Einen Bezug zur kommunalen Wirtschaftsförderung 

herzustellen, fällt für die Produktgruppe „Räumliche 

Planung und Entwicklung“ leicht, weil Raumordnung 

und Landesplanung und damit die Gestaltung von 

Landesentwicklungsprogrammen direkte Auswirkun-

gen auf die Gestaltung von Förderprogrammen oder 

Vorgaben für die Regionalentwicklungsplanung haben 

kann. Die in den Gebietsentwicklungsplänen enthal-

tenen Grundzüge der Regionalplanung sind für jede 

Kommune bei der Erarbeitung von Bauleitplänen zu 

beachten. Mithin steht die Frage, wo zum Beispiel 

neue Gewerbegebiete, Einzelhandels- oder Logistik-

zentren im Flächennutzungsplan einer Stadt oder 

 Gemeinde ausgewiesen werden können, in hoher Ab-

hängigkeit von den Zielaussagen und -planungen, die 

auf übergeordneten Ebenen entwickelt und entschie-

den werden. Jede Kommune ist daher gut beraten, 

hier frühzeitig ihren Einfl uss geltend zu machen. Vor 

diesem Hintergrund gibt es in der Praxis viele  Bei -

spiele, bei denen innerhalb einer Kommunalverwal-

tung den für die Wirtschaftsförderung zuständigen 

Organisationseinheiten eine Koordinierungs- oder 

Steuerungsfunktion für landesplanerische Verfahren 

zugewiesen wird, an denen die Kommunen als Träger 

öffentlicher Belange  beteiligt werden. Mit solchen Re-

gelungen soll meist sichergestellt werden, dass für die 

Gesamtentwicklung des Kreis-, Stadt- oder Gemeinde-

gebietes wichtige Überlegungen berücksichtigt wer-

den – unabhängig von oftmals nur Teilbelange berück-

sichtigenden Erwägungen einzelner Fachabteilungen. 

• Produktgruppe 10 – Bauen und Wohnen:
 In deutlichem Zusammenhang zur Aufgabe der Wirt-

schaftsförderung steht die Produktgruppe Bauen und 

Wohnen. Die Planung und Erschließung von Gewer be- 

und Industrieansiedlungsfl ächen wird seit jeher als 

Kernaufgabe der Wirtschaftsförderung verstanden, 

auch wenn die operative Umsetzung den Bau- und 

Planungsabteilungen unterliegt. Dabei gibt es unter-

schiedliche Ansätze, wie intensiv die für die Wirt-

schaftsförderung zuständigen Organisationseinheiten 

in den Prozess zur Entwicklung von Gewerbefl ächen 

eingebunden sind oder diesen sogar selbst steuern 

und sich dabei der Fachkräfte aus den „Bauämtern“ 

nur als „Erfüllungsgehilfen“ bedienen. Auf die Unter-

schiedlichkeit der Organisationsansätze wird im Nach-

folgenden unter den Überschriften „Aufgabenträger“ 

und „Organisation“ noch näher eingegangen. Unab-

hängig davon sind neben der Entwicklung von Ge-

werbefl ächen viele andere Aspekte der Produktgruppe 

„Bauen und Wohnen“ für die Wirtschaftsförderung 

einer Kommune von herausragender Bedeutung. So 

ist zum Beispiel die Entwicklung von zeitgemäßen und 

kostengünstigen Wohnansiedlungsfl ächen für den 

Bau von Eigenheimen oder für den Miet wohnungsbau 

ein wichtiger weicher Standort faktor, der die Kommune 

für den Zuzug von  Arbeitskräften interessant macht. 

 Diese Attraktivität ist unter zweierlei Gesichtspunkten 

wichtig: Einerseits kann damit eine ausreichende Ver-

8 In vielen traditionellen Staats- oder Heilbädern hat sich aus historischen Entwicklungen heraus eine Reihe von Fachkliniken angesiedelt.
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sorgung der Unternehmen mit Fachkräften un terstützt 

werden, andererseits ist es für die Berechnung des An-

teils an der Einkommensteuer, den die Kommune als 

wichtige Einnahmequelle erhält, bedeutsam, dass von 

den in der Stadt oder Gemeinde arbeitenden Personen 

auch möglichst viele dort wohnen. 

 Als weiterer Aspekt sei die Entwicklung des Einzel-

handels in einer Kommune angesprochen, die maß-

geblich über den Flächennutzungsplan als vorberei-

tenden und den Bebauungsplan als verbindlichen 

Bauleitplan beeinfl usst werden kann. Die Attraktivität 

als Einzelhandelsstandort ist in unterschiedlicher Wei-

se für eine Kommune in teressant: Zum einen können 

darüber ebenfalls Arbeitsplätze bereitgestellt werden, 

zum anderen ist die ortsnahe Versorgung der Bevölke-

rung ebenfalls als Standortfaktor zu bewerten. Letzt-

lich kann so Kaufkraft gebunden werden, was wie-

derum für die Einnahmesituation der Kommune 

vorteilhaft ist.

• Produktgruppe 11 – Ver- und Entsorgung:
 Produzierendes Gewerbe benötigt funktionierende 

Ver- und Entsorgungsstrukturen, vor allem dann, wenn 

es energieintensive Betriebe, Betriebe mit großem 

Wasserbedarf oder Betriebe sind, in denen in größerer 

Menge belastete Abwässer anfallen. Deswegen ist es 

für die Entwicklung von Gewerbe, Industrie und Han-

del in einer Kom mune wichtig, dass die vorhandenen 

kommunalen Ver- und Entsorgungssysteme funktio-

nieren, dass sie fl exibel und belastbar auf besondere 

betriebliche Erfordernisse reagieren können und trotz-

dem möglichst kostengünstig sind. 

• Produktgruppe 12 – Verkehrsfl ächen und 
 -anlagen, ÖPNV:
 Die Verbindung von Wirtschaftsförderung und Verkehr 

ist unverkennbar. Unternehmen brauchen eine gute 

Verkehrsanbindung – nicht nur auf der Straße, son-

dern oftmals auch auf der Schiene, auf dem Wasser 

oder in der Luft –, um im globalisierten Markt beste-

hen zu können. Und sie benötigen oft auch einen 

funktionierenden Öffentlichen Personennahverkehrs, 

um Arbeitskräften und Kunden eine kostengünstige 

und Parkplatzsparende Anreise zu ermöglichen.

• Produktgruppe 13 – Natur- und Landschafts-
pfl ege- und Produktgruppe 14 – Umweltschutz:

 Diese Produktgruppen stehen aus Sicht der Wirt-

schaftsförderung wieder stärker im Kontext mit wei-

chen Standortfaktoren und haben damit Bedeutung 

für die Attraktivität eines Wirtschaftsstandortes. In-

takte Kultur- und Naturlandschaften und damit auch 

die Vermittlung gesunder Umwelt- und Lebensver-

hältnisse haben heute eine größere Bedeutung als 

noch vor zwei oder drei Jahrzehnten und werden bei 

der Auswahl von Arbeits- und Wohnort in deutliche 

stärkerem Umfang berücksichtigt als früher. 

 Damit ist zuweilen auch erhebliches Konfl iktpoten zial 

verbunden. Das Interesse an der An siedlung von neu-

en – vielleicht emissionsträchtigen – Betrieben mit der 

gleichzeitigen Bereit stellung neuer Arbeitsplätze ist 

häufi g nicht mit den Erwartungen der Bevölkerung 

an gesunde Wohn- und Lebensverhältnisse zu verein-

baren. 

• Produktgruppe 15 – Wirtschaft und Tourismus:
 In dieser Produktgruppe wird der Kern der wirtschafts-

fördernden Aktivitäten eines Kreises, einer Stadt oder 

einer Kommune im Haushaltsplan darstellt. Zwar sind 

es oft nur wenige Produkte und Aufgabenbereich, die 

hier festgehalten sind, aber die bisherigen Ausfüh-

rungen haben deutlich gemacht, dass „Wirtschaftsför-

derung“ im weiteren Sinne auch außerhalb einer Pro-

duktgruppe stattfi ndet. Interessant ist, wie die für 

Wirtschafts förderung zuständigen Bediensteten bzw. 

Organisationseinheiten auf andere Teile der Verwal-

tung Einfl uss nehmen, um Wirtschaftsförderung in 

 ihrer Gesamtheit aktiv als Aufgabe wahrnehmen zu 

können. 

• Produktgruppe 16 – Allgemeine 
 Finanzwirtschaft:
 Die „Allgemeine Finanzwirtschaft“ ist von besonderer 

Bedeutung für die Wirtschaftsförderung, weil in die-

sem Zusammenhang die Erhebung von Steuern bzw. 

die Gesamtdeckung des Haushaltes eine besondere 

Rolle spielt. Die Gesamtfi nanzierung des kommunalen 

Haushaltes hat nach den Bestimmungen der Gemein-

dewirtschaft zwar zunächst aus sonstigen Einnahmen 

und speziellen Entgelten (Gebühren und Beiträgen) 

und nur nachrangig aus Steuern zu erfolgen. Aber der 

kommunale Praktiker weiß, dass zwei Einnah mearten 

von elementarer Bedeutung für die  Finanzausstattung 

einer Kommune sind. Dabei handelt es sich zum einen 

um die Gewerbesteuer und zum anderen um den An-

teil aus dem Aufkommen der Einkommensteuer, wel-

cher der Kommune zur Verfügung gestellt wird. Beide 

Einnahmen – Gewerbesteuer und Anteil an der Ein-

kommensteuer – stehen in direktem Zusammenhang 

mit der Frage, wie erfolgreich die Kommune auf dem 



7      Friedrich-Ebert-Stiftung | KommunalAkademie GRUNDWISSEN KOMMUNALPOLITIK: WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG

Gebiet der Wirtschaftsförderung ist. Wie viele Gewer-

besteuer zahlende Unternehmen können angesiedelt 

und an den Standort gebunden werden? Wie viele Ar-

beitsplätze stehen im Stadt- oder Gemeindegebiet zur 

Verfügung bzw. wie viele Arbeitsplätze werden für die 

Einwohner der jeweiligen Kommune angeboten? Da-

bei hat auch dies wiederum mit Standortattraktivität 

zu tun: Unter dem Aspekt der Wettbewerbsfähigkeit 

wird eine Kommune sehr intensiv unter Berücksich-

tigung der Entwicklung in Nachbargemeinden und 

-regionen abwägen, wie hoch sie die Hebe sätze für 

die Gewerbesteuer ansetzt. Dies ist oft eine Gradwan-

derung: Setzt man den Hebesatz zu niedrig an, kann 

dadurch der Gesamtausgleich des kommunalen Haus-

haltes gefährdet werden; setzt man ihn zu hoch an, 

verliert der Wirt schaftsstandort an Attraktivität und 

man verringert die Chancen, neue Unternehmen und 

Arbeitsplätze zu gewinnen. Im schlimmsten Fall droht 

sich eine Spirale zu entwickeln, die durch verfehlte An-

siedlungspolitik langfristig einen erheblichen Beitrag 

zur Unterfi nanzierung eines Haushaltes liefern kann.

 Akteure kommunaler Wirtschaftsförderung werden 

deswegen gleichermaßen sorgsam wie intensiv auf die 

Entwicklung der Gewerbesteuer in ihrer Kommune 

Einfl uss zu nehmen versuchen und die politischen Ent-

scheidungsträger mit den dazu notwendigen und 

wichtigen Informationen versorgen. 

• Produktgruppe 17 – Stiftungen:
 Zwar gehört die Einrichtung von Stiftungen nicht zum 

engeren kommunalen Aufgabenportfolio, denn zu-

meist sind es einzelne kommunale Zwecke, die von 

einem Stiftungsgeber verfolgt werden. Mittlerweile 

fi nden sich jedoch zunehmend von Kommunen oder 

Kreisen eingerichtete Stiftungen – manchmal in Koo-

peration mit Kre ditinstituten, Hochschulen oder Wirt-

schaftsverbänden –, die direkt oder indirekt Aufgaben 

verfolgen, die eine enge Nähe zur kommunalen Wirt-

schaftsförderung aufweisen. Beispielhaft sollen hier 

die „Stiftung Standortsicherung Kreis  Lippe“9 oder die 

„Stiftung zur Förderung von  Bildung, Wissenschaft 

und Technologie im Kreis Soest“10 genannt werden.

  9 Vgl. www.lippeimpuls.de.
10 Vgl. Stiftung BWT – www.wfg-kreis-soest.de.



Mit dem im vorhergehenden Kapitel vermittelten Über-

blick über die kommunalen Aufgabenbereiche bzw. Pro-

duktgruppen des kommunalen Haushaltes wird schnell 

deutlich, dass die es sich bei der kommunalen Wirt-

schaftsförderung tatsächlich um eine Querschnittsaufga-

be handelt. Gleichzeitig wird erkennbar, dass es kaum 

einen zum Aufgabenkomplex kommunaler Wirtschafts-

förderung gehörenden  Sektor gibt, der wirklich nur einer 

kommunalen Aufgabengruppe zugeordnet werden 

könnte. Vielmehr ist es so, dass die Mehrzahl kommuna-

ler Wirt schaftsförderungsaufgaben mehrere der klassi-

schen kommunalen Aufgaben- bzw. Gliederungsberei-

che berührt. Deswegen steht in der Wahrnehmung vieler 

handelnder Personen in Kommunalpolitik und Kommu-

nalverwaltung die kommunale Wirtschaftsförderung im-

mer ein Stück weit in Konkurrenz zu den besser abgrenz-

baren klassischen kommunalen Aufgabenbereichen. Dies 

führt zwangsläufi g zu der Frage, welchen Stellenwert 

kommunale Wirtschaftsförderung im kommunalen All-

tagsgeschäft tatsächlich besitzt. Außerdem bleibt zu fra-

gen, wie die Beiträge der kommunalen Wirtschaftsförde-

rung zur Entwicklung einer Kommune und damit der 

Erfolg der Wirtschaftsförderung an sich gemessen wer-

den können.

Zwischen den für kommunale Wirtschaftsförderung ver-

antwortlichen Personen fi ndet außerdem eine perma-

nente Diskussion darüber statt, wo die aktuellen Hand-

lungsfelder bzw. Schwerpunkte der Wirtschaftsförderung 

eigentlich liegen. Generell kann dazu festgestellt werden, 

dass dies in hohem Maße von der wirtschaftskonjunk-

turellen Lage, dem Stand der Arbeitslosigkeit und son-

stigen Faktoren, die auch durch den politischen Zeitgeist 

beeinfl usst werden, abhängt. 

Dennoch kann an dieser Stelle11 bereits festgestellt wer-

den, dass es Aufgabenfelder gibt, die als klassische 

 Themen der Wirtschaftsförderung und als  sogenannte 

„Dauerbrenner“ wahrgenommen werden. Hierzu zählt 

die Entwicklung und Vermarktung von Gewerbe- und 

 Industrieansiedlungsfl ächen – eine Aufgabe, die noch in 

einer im Jahr 2008 vom Deutschen Institut für Urbanistik 

durchgeführten Untersuchung als das wichtigste Thema 

der kommunalen Wirtschaftsförderung genannt wurde.12 

Diesem Aufgabenkomplex hinzuzurechnen ist auch das 

Standortmarketing, das – obwohl es viele andere Facet-

ten aufweist – von vielen kommunalpolitisch Handelnden 

oft ausschließlich als „Flächenmarketing“ verstanden 

wird. Daneben genießen alle Maßnahmen, die auf die 

Förderung von Unternehmens- bzw. Existenzgründungen 

ausgerichtet sind, seit spätestens Anfang dieses Jahrhun-

derts besondere Bedeutung und können mittlerweile zu 

den klassischen Aufgaben von Wirtschaftsförderungsein-

richtungen gezählt werden. In vielen Verlautbarungen 

kommunaler Wirtschaftsförderungen wird zudem die 

 sogenannte „Bestandspfl ege“ als besonders wichtige 

Aufgabe eingestuft. Hierunter werden alle Maßnahmen 

zusammengefasst, die geeignet sind, um bereits in der 
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11 Weiterführende Erläuterungen dazu fi nden sich in Kapitel 13.4.
12 Vgl. Deutsches Institut für Urbanistik (Difu): Difu-Berichte 2008 – Kommunale Wirtschafsförderung 2008: Strukturen, Handlungsfelder, Perspektiven, Berlin 

2008. 
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jeweiligen Kommune oder Region angesiedelte bzw. ent-

standene Unternehmen in ihrer Entwicklung zu begleiten 

und damit ihre Verlagerung an einen anderen Standort 

zu ver meiden.

Neben diesen klassischen Aufgaben werden mit unter-

schiedlicher Intensität von den Wirtschaftsförderungsein-

richtungen andere Handlungsfelder auf gegriffen und 

bearbeitet, um die kommunale und regionale Wirtschaft 

zu stärken. Hierzu zählen insbesondere Maßnahmen, die 

unter dem Oberbegriff Innovations- und Technologieför-

derung zusammengefasst werden können und oftmals 

auf eine bessere Zusammenarbeit zum Beispiel von Hoch-

schulen und Unternehmen abzielen. 

Im letzten Jahrzehnt ist in vielen Wirtschaftsförderungen 

zudem die sogenannte „Clusterpolitik“ zu einem wich-

tigen Handlungsfeld geworden. Hierunter werden sehr 

viele unterschiedliche Strategien, Konzepte und Initia-

tiven mit einer Vielzahl von  lokalen und regionalen Aus-

prägungen und Besonderheiten verstanden. Letztlich 

geht es darum, dass lokale oder regionale spezifi sche 

Kernkompetenzen als Handlungsfeld erkannt und durch 

das Zusammenwirken vieler Akteure zu einem Schwer-

punkt regionaler Wirtschaftspolitik fortentwickelt werden 

sollen. Demzufolge können auch viele lokale Kompe-

tenz-, Technologie- oder Brancheninitiativen und Netz-

werke, die von kommunalen Wirtschaftsför derungen 

 initiiert, begleitet oder gesteuert werden, dem Oberbe-

griff „Clusterpolitik“ untergeordnet werden. 

Insbesondere in ländlich strukturierten Räumen stellt die 

Übernahme von Aufgaben des Regional managements 

durch Wirtschaftsförderungseinrichtungen eine Sonder-

form von Clustern dar, die im Schwerpunkt auf die Ver-

besserung kommunaler Rahmenbedingungen ausgerich-

tet sind und die lokale und regionale Wettbewerbs- und 

Innovationsfähigkeit verbessern sollen. Damit wird er-

kennbar, dass kommunale Wirtschaftsförderung in im-

mer stärkerem Umfang mittelbar Einfl uss auf die Dienst-

leistungsfunktionen der öffentlichen Verwaltung nehmen 

soll. Besonders deutlich wird dies an dem vor einigen 

 Jahren in Nordrhein-Westfalen durch geführten Projekt 

„Mittelstandsfreundliche Verwaltung NRW“. Dieses vom 

nordrhein-westfälischen Wirtschaftsministerium initiierte 

und gemeinsam mit einer Vielzahl von Kommunen um-

gesetzte Gemeinschaftsprojekt hatte eine Verbesserung 

der kommunalen (Verwaltungs-)Dienstleistungen für klei-

ne und mittlere Unternehmen als Ziel defi niert und wollte 

damit die Standortattraktivität erhöhen. In der Folge ist 

daraus das RAL-Gütesiegel „Mittelstandsorientierte Kom-

munalverwaltung“ entstanden. Dieses Siegel wurde – in 

der Regel unter der  Federführung der für die Wirtschafts-

förderung zuständigen Organisationseinheit – von vielen 

Landkreisen, Städten und Gemeinden durch eine Verbes-

serung und Zertifi zierung ihrer mittelstandsorientierten 

Dienstleistungen erworben. Es dient als Erkennungszei-

chen für Unternehmens- oder wirtschaftsfreundliches 

Verwaltungshandeln. 

Aktuell ist festzustellen, dass in den letzten zwei Jahren 

das Bewusstsein für die begrenzte Verfügbarkeit von 

qualifi zierten Arbeitskräften gestiegen ist. Angesichts der 

aktuellen Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt ist diese 

Tatsache zu einem Handlungsfeld kommunaler Wirt-

schaftsförderung mit höchster Priorität geworden. Diese 

Entwicklung ist beispielhaft für kommunale Wirtschafts-

förderung: Wirtschafts- und Arbeitsmarktexperten haben 

vor dem Hintergrund der demografi schen Entwicklung 

schon seit Langem eine dramatische Verringerung der 

Anzahl verfügbarer, qualifi zierter Arbeitskräfte prognosti-

ziert. Diese Prognosen sind aber von der kommunalen 

Politik lange Zeit angesichts relativ hoher Arbeitslosen-

quoten und vor dem Hintergrund der 2008 einsetzenden 

Wirtschaftskrise als ein latent verborgenes Problem wahr-

genommen worden. Erst jetzt, wo der Arbeitskräfteman-

gel bereits akut spürbar wird, werden lokale und regio-

nale Initiativen – in der Regel unter Federführung der 

Wirtschafts förderung – auf den Weg gebracht. 

Den mit den Aufgaben der Wirtschaftsförderung be-

fassten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern kommt somit 

auch die Sonderfunktion zu, gesamtgesellschaftliche, 

wirtschaftliche, lokale und regionale Hintergründe und 

Entwicklungen bewusst zu machen und frühzeitig ge-

eignete Maßnahmen zur langfristigen Entwicklung der 

Wirtschaftssituation in der jeweiligen Kommune oder Re-

gion vorzuschlagen. Diese Funktion wird jedoch in der 

Regel nicht hinreichend wahrgenommen.

Neben den klassischen Aufgaben der Wirtschafts för de-

rung und den neuen Handlungsfeldern, die von Wirt-

schaftsförderungseinrichtungen je nach aktuellen Ent-

wicklungen und Einfl üssen zu bearbeiten sind, gibt es 

Sonderaufgaben, die der kommunalen Wirtschaftsför-

derung zugerechnet werden oder von ihr zu übernehmen 

sind. Hier sind insbesondere Aufgaben im Bereich Frei-

zeit, Erholung und Tourismus zu nennen, aber auch Ak-

tivitäten in den Bereichen Heimat- und Imagepfl ege, Kul-

tur und Sport, Einzelhandelsförderung und Citymarketing 
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oder auch das aktuellste Thema – Energie. Auch auf diese 

Aspekte wird in den späteren Ausführungen noch inten-

siv eingegangen.

Rechtfertigungszwang der kommunalen 
Wirtschaftsförderung

Dennoch zeigt sich – nicht zuletzt vor dem Hintergrund 

der fortwährend angespannten kommunalen Finanz-

lage –, dass die kommunale Wirtschaftsför derung einem 

permanenten Rechtfertigungszwang unterliegt. Hinter-

grund hierfür ist die nach wie vor in der Kommunalpolitik 

vorhandene Erwartungshaltung, die auf die Ansiedlung 

neuer Unternehmen und die Schaffung neuer Arbeits-

plätze ausgerichtet ist. Dabei darf nicht verkannt wer-

den, dass der Einfl uss kommunaler Wirtschaftsförderung 

letztlich begrenzt ist und die Wahrscheinlichkeit von An-

siedlungen mit der Bereitstellung neuer Arbeitsplätze von 

vielen anderen Faktoren – zuerst von der gesamtwirtschaft-

lichen Entwicklung – abhängig ist. Bleiben jedoch, aus wel-

chen Gründen auch immer, Neuansiedlungen entgegen 

der politischen Erwartungshaltung aus, wird die Hand-

lungsfähigkeit der kommunalen Wirtschaftsförderung 

schnell infrage gestellt. Angesichts der angespannten kom-

munalen Finanzlage werden auch immer wieder Stimmen 

laut, die eine Beschränkung der für die Wirtschaftsför-

derung zur Verfügung gestellten Mittel fordern. 

In diesen Situationen ist eine wichtige Aufgabe der 

Hauptverwaltungsbeamten, den Blick der kommunalen 

Entscheidungsträger zu schärfen, ihnen die vielfältigen 

Aufgaben kommunaler Wirtschaftsförderung und ihre in 

fast alle kommunalen Handlungs- und Aufgabenfelder 

hineinreichenden Wirkungen bewusst zu machen. Sie 

müssen außerdem deutlich machen, dass in aller Regel 

nur ein nach geordneter Anteil der einer Kommune ins-

gesamt zur Verfügung stehenden Mittel tatsächlich für 

 Wirtschaftsförderung eingesetzt wird.

Es ist richtig: Kommunale Wirtschaftsförderung ist eine 

freiwillige Aufgabe. Aber sie ist gleichermaßen eine unver-

zichtbare Aufgabe, der sich jede Kommune widmen sollte. 



1. Aufgabenträger und Organisation

Ebenso vielfältig wie die von Wirtschaftsförderungen 

wahrgenommenen Aufgaben sind auch die organisato-

rischen Lösungsansätze, die zur Aufgabenerle digung auf 

der kommunalen Ebene vorzufi nden sind. Dazu muss zu-

nächst festgestellt werden, dass es keine rechtlichen Vor-

gaben oder Anweisungen für die Kreise, Städte und Ge-

meinden gibt, wie sie die Wirtschaftsförderung in ihrem 

Gebiet und  Zuständigkeitsbereich zu organisieren haben. 

Jede kommunale Gebietskörperschaft ist aufgefordert, 

hierfür eine ihrer Größenordnung und ihren Be dürfnissen 

angemessene, aber auch ihrer fi nan -ziellen und admi-

nistrativen Leistungsfähigkeit entsprechende Lösung zu 

fi nden. Damit wird bereits deutlich, dass sich die in 

kleineren Kommunen anzutreffenden Organisationsfor-

men in aller Regel deutlich von denen in größerer Städten 

oder Kreisen unterscheiden. 

Neben den fi nanziellen Möglichkeiten hängt dies natür-

lich auch mit den zu bewältigenden Aufgaben zusam-

men: Einzelne kleine oder mittlere kreisangehörige Städte 

und Gemeinden haben beispielsweise kaum spürbaren 

 Einfl uss auf die Entwicklung der Fachkräfteverfügbarkeit. 

Diese und vergleichbare Aufgaben, die nur über die Gren-

zen einzelner Kommunen hinaus zu bewältigen sind, 

werden somit lediglich von großen kreisangehörigen oder 

kreisfreien Städten und natürlich von den Kreisen wahr-

genommen. Selbst für einzelne klassische Aufgabenbe-

reiche der Wirtschaftsförderung – wie zum Beispiel die 

Gewerbefl ächenentwicklung und -erschließung – werden 

zunehmend interkommunale Ansätze realisiert. Die da-

mit verbundenen planerischen und fi nan ziellen Heraus-

forderungen können von kleinen Kommunen nicht mehr 

bewältigt werden, wenn bedeutsame, im regionalen 

Wettbewerb gut vermarktbare Flächenansätze verwirk-

licht werden sollen. 

Mitunter liegen Ursachen vor, die zum Beispiel Aspekte 

des Natur-, Arten- oder Landschaftsschutzes betreffen 

und die Realisierung von neuen Gewerbe- und Indus-

trieansiedlungsbereichen in einzelnen Städten und Ge-

meinden nicht zulassen. Die ersten Beispiele für solche 

interkommunalen Ansätze waren in Nordrhein-Westfalen 

der Grafschafter Gewerbepark Genend im Kreis Wesel 

oder der Interkommunale Industriepark Wittgenstein im 

Kreis Siegen-Wittgenstein. Ähnliche Beispiele gibt es in 

allen anderen Bundesländern.13

2.  Wirtschaftsförderung in der 
 kommunalen Verwaltung

Die Wahrnehmung der dem Bereich Wirtschaftsförde-

rung zuzurechnenden Aufgaben gestaltet sich in den 

kommunalen Verwaltungen sehr unterschiedlich. Gene-

rell kann man danach unterscheiden, ob die mit der Auf-
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Westfalen (ILS NRW), Dortmund 2006 (ILS-Schriften Band 200). 
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gabenwahrnehmung betrauten Organisationseinheiten 

und Dienstkräfte noch Teil der Verwaltung sind oder ob 

die Aufgabenerledigung in von der Kommune getragene 

Unternehmungen ausgegliedert ist. In diesem Abschnitt 

sollen vorrangig die Organisationslösungen betrachtet 

werden, bei denen eine solche Ausgliederung nicht statt-

gefunden hat und die Wirtschaftsförderung damit in die 

Verwaltung integriert ist. Es wird allerdings in den ein-

zelnen Abschnitten kurz darauf eingegangen, ob in der 

jeweils betrachteten Gruppe von Kommunen eine Aus-

gliederung eher häufi ger oder nur selten stattfi ndet. 

Da die in den Kommunen anzutreffenden Lösungen sehr 

stark von ihrer Größe – gemessen an der jeweiligen Ein-

wohnerzahl – abhängen, wird im Folgenden eine nach 

Größenklassen untergliederte Betrachtung vorgenom-

men. Die hier gewählte Differenzierung orientiert sich an 

den Erfahrungen des Verfassers und nicht an Modellen 

für Größenklassen, die in der Verwaltungsorganisations-

lehre üblich sind und zum Beispiel von der Kommunalen 

Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) 

verwendet werden. 

Kleinere Kommunen

Als „kleinere Kommunen“ werden hier kreisangehörige 

Städte und Gemeinden mit weniger als 20.000 Einwoh-

nern verstanden. Wirtschaftsförderung in solchen Kom-

munen ist dadurch gekennzeichnet, dass es keine eigene 

Organisationseinheit – etwa ein „Amt“ oder einen „Fach-

dienst“ für Wirtschaftsförderung – gibt. Wirtschaftsför-

derung ist hier typischerweise „Chefsache“ und die Bür-

germeisterin oder der Bürgermeister versteht sich als 

 erste/erster Ansprechpartner/in für die Unternehmen der 

örtlichen Wirtschaft. Natürlich kann die höchste Füh-

rungskraft nicht alle anfallenden Aufgaben und Heraus-

forderungen selbst bearbeiten, sondern beauftragt damit 

dann nachgeordnete Dienstkräfte, häufi g aus den für 

Bauangelegenheiten zuständigen Organisationseiheiten. 

In einigen Fällen gibt es ergänzende Lösungen, bei denen 

einzelne Verwaltungsmitarbeiter innerhalb der Verwal-

tung für die Hauptverwaltungsbeamten eine koordinie-

rende Funktion übernehmen oder auch nach außen als 

Ansprechpartner für Unternehmen und Unternehmer er-

kennbar sind. Aber auch diese Mitarbeiter sind daneben 

mit einem anderen Aufgabenbereich betraut und nicht 

ausschließlich für Wirtschafts förderungsaufgaben abge-

stellt. 

Mit diesen Organisationslösungen, zu denen es in der 

 Regel aufgrund der Verwaltungs- und Finanzkraft von 

Kommunen dieser Größenordnung keine Alternative 

gibt, ist das Problem verbunden, dass Wirtschaftsförde-

rung überwiegend nur reaktiv stattfi nden kann und wich-

tige Gesamtbetrachtungen, Steuer- und Entwicklungs-

funktionen themenfeldübergreifend nicht oder nur 

unzureichend wahrgenommen werden können. Kleinere 

Kommunen sind deswegen meistens darauf angewiesen, 

dass es auf Kreisebene eine funktionierende Wirtschafts-

förderungseinrichtung gibt, welche die notwendigen 

Prozesse in den Kommunen unterstützt und für die ört-

liche Wirtschaft Services und Dienstleistungen vorhält, 

welche von der Stadt oder Gemeinde nicht sichergestellt 

werden können.

Innerhalb der Verwaltungsorganisation kleinerer Kom-

munen übernehmen häufi g die für Bauange legenheiten 

zuständigen Bereiche federführende oder koordinierende 

Funktionen für den Bereich der Wirtschaftsförderung, 

weil der Fokus hier regelmäßig auf die Entwicklung von 

Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereichen bzw. be-

triebliche Standortfragen gerichtet ist, die in einem en-

gen Zusammenhang mit Fragen der Raumordnung und 

Landesplanung bzw. der Bauleitplanung stehen.

Ausgenommen von dieser grundsätzlichen Betrachtung 

sind Einrichtungen für besondere, der Wirtschaftsför-

derung zuzurechnende Aufgabenbereiche. Beispielhaft 

kann hier der Bereich der Tourismuswirtschaft genannt 

werden, für die es in Kommunen mit spürbarem Frem-

denverkehrsaufkommen eigene Touristikinformationen 

oder -büros gibt, die oftmals auch Aufgaben aus dem 

Bereich des Stadtmarketings für die Kommune mit über-

nehmen. Diese Einrichtungen werden oft in einer Part-

nerschaft mit Vereinen oder Verbänden der Hotellerie 

und Gastronomie oder des Einzelhandels unterhalten, 

um eine abgestimmte Vorgehensweise und Synergie-

effekte realisieren zu können.

Mittlere Kommunen 

Anders stellt sich die Situation schon in kreisangehöri-

gen Städten und Gemeinden mit bis zu 50.000 Einwoh-

nern dar, die hier als „mittlere Kommunen“ bezeichnet 

werden sollen. 

Natürlich gilt auch hier, dass der Bürgermeister oder die 

Bürgermeisterin Wirtschaftsförderung häufi g als Chef-

sache betrachtet. Dennoch gibt es hier regelmäßig Bei-

geordnete oder Dezernenten, die anstelle des Hauptver-

waltungsbeamten die Federführung in Angelegenheiten 

der Wirtschaftsförderung übernehmen. In den meisten 
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mittleren Kommunen wird für den Bereich der Wirt-

schaftsförderung auch eine  eigene Organisationseinheit 

geschaffen. Mal ist dies ein eigenständiges Amt oder ein 

eigenständiger Fachservice, mal eine Stabsstelle. Teilwei-

se gibt es aber auch nur eine organisatorische, in der Ver-

waltungsstruktur zu einer anderen Organisationseinheit 

gehörende Untergliederung, die nur der besseren Wahr-

nehmbarkeit wegen in der Außendarstellung besonders 

hervorgehoben wird. Ob es daneben weitere der Wirt-

schaftsförderung zuzurechnende Einrichtungen für zum 

Beispiel Stadtmarketing oder Tourismus gibt, hängt von 

der Struktur der ein zelnen Kommune und den sich ihr 

stellenden Aufgaben und Herausforderungen ab.

Die im Einzelfall realisierte Lösung lässt noch keine Rück-

schlüsse auf die Leistungsstärke der für Wirtschaftsför-

derung zuständigen Organisationseinheit zu. In den 

meis ten Fällen wird die personelle Besetzung eher gering 

sein und eine oder zwei Vollzeitstellen umfassen, weil 

sich die Aufgabe auf eine koordinierende Funktion und 

die einer zentralen Anlaufstelle für alle im Kontext der 

Wirtschaftsförderung auftretenden Fragen beschränkt. 

Damit wird im Umkehrschluss erkennbar, dass diese 

Organisa tionseinheiten nur einen kleinen eigenen Auf-

gabenbereich haben, in dem sie alleine und ausschließ-

lich zuständig sind oder zumindest innerhalb der Verwal-

tung der „Herr des Verfahrens“ sind. Für die meisten 

Aufgaben und Angelegenheiten versuchen sie lediglich, 

auf andere Stellen in der Verwaltung Einfl uss zu nehmen 

und die dortige Aufgabenerfüllung im Interesse der ört-

lichen Wirtschaft insgesamt oder einzelner Unternehmen 

zu beeinfl ussen. Deswegen werden im Fachjargon für 

solche Organisationseinheiten auch gerne Bezeichnungen 

wie „One-Stop-Agency“ oder „Behördenlotse“ verwen-

det. Auf deren Bedeutung wird im nachfolgenden Ab-

schnitt „Instrumente der Wirtschaftsförderung“ noch 

näher eingegangen. 

Die mittleren Kommunen haben im Vergleich zu den 

kleineren Kommunen den Vorteil, dass sie überhaupt 

eine im Kern für Wirtschaftsförderung zu ständige Or-

ganisationseinheit haben, welche die notwendigen über-

greifenden Untersuchungen zur Strukturentwicklung 

 anstellen, auf Entwicklungs defi zite hinweisen, neue Maß-

nahmen und Projekte anstoßen und wichtige Entschei-

dungsvorlagen für die politischen Gremien erarbeiten 

kann. Deswegen sind diese Organisationseinheiten auch 

oft für die Koordinierung von Stellungnahmen zu über-

örtlichen Planungen (zum Beispiel Landesentwicklungs-

plan, Regionalentwicklungsplan) oder Fachplanungen 

zuständig. 

Diese hervorgehobene Stellung innerhalb der Verwal-

tungsorganisation führt in vielen Kommunen zu Kompe-

tenz- und Zuständigkeitskonfl ikten zwischen der Wirt-

schaftsförderung und anderen Organisa tionseinheiten, 

die das Zusammenwirken und das geschlossene Auf-

treten der Verwaltung beeinträch tigen können. Es ist 

Aufgabe des Verwaltungsvorstands, durch entsprechen-

de Regelungen solche Konfl ikte zu vermeiden.

Große Kommunen

In größeren kreisangehörigen Städten mit mehr als 

50.000 Einwohnern ist eigentlich immer eine eigene für 

die Wirtschaftsförderung zuständige Organisa tionseinheit 

eingerichtet, deren Aufgaben und Kompetenz über die 

Wirtschaftsförderungsabteilungen der mittleren Kom-

munen hinausgehen. Sie koordinieren nicht nur den Ge-

samtbereich der Wirtschaftsförderung, sondern sind in 

aller Regel auch für Mar keting und Tourismus, teilweise 

aber auch für Kultur und Heimatpfl ege oder die Entwick-

lung und den Betrieb von Freizeiteinrichtungen verant-

wortlich. Damit soll erreicht werden, dass die Wirt-

schaftsförderung maßgeblichen Einfl uss auf eine positive 

Entwicklung der Standortfaktoren hat und gleichzeitig 

über eigene Budgets verfügt. Die Orga nisationseinheit in 

den großen Kommunen hat damit – im Gegensatz zu 

den Wirtschaftsförderungen der kleineren oder mittleren 

Kommunen – keine überwiegend koordinierende und in 

die Arbeit anderer Verwaltungsorganisationseinheiten 

eingreifende Funktion, sondern stellt in der Struktur eine 

vollwertige Verwaltungseinrichtung dar und wird damit 

von anderen Organisationseinheiten als gleichwertig ein-

gestuft. Die in kleineren und mitt leren Kommunen oft-

mals notwendigen ad hoc-Eingriffe der Wirtschaftsför-

derer in die Arbeit anderer Ämter oder Fachservices fi ndet 

hier in dieser Form nicht mehr statt, weil die zur Auf-

gabenerledigung beschriebenen Geschäftsprozesse eine 

frühzeitige Einbindung und Beteiligung der Wirtschafts-

förderung vorsehen. 

Auch bei den großen Kommunen gilt, dass die Personal- 

und Leistungsstärke der Wirtschaftsförderung von den zu 

erledigenden Aufgaben und Herausfor derungen abhän-

gig ist. Kommunen, die zum Beispiel im Ballungsraum 

überwiegend als Stadt zum Wohnen wahrgenommen 

werden, werden deutlich kleinere Wirtschaftsförderun-

gen haben als Kom munen, die pulsierende Gewerbe- und 

Industrieansiedlungsbereiche haben. Die aktuelle perso-

nelle Besetzung ist auch von besonderen Entwicklungen 

abhängig: So kann die Schließung größerer Betriebe und 

der damit einhergehende Verlust von Arbeitsplätzen 
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ebenso besondere Maßnahmen einer Kommune erfor-

dern wie der Status als eine vom Truppenabbau betrof-

fene Konversionsstadt. Während für kleinere und mittlere 

kreisangehörige Kommunen die Wirtschaftsförderung 

des Kreises in solchen Fällen zum Hauptakteur wird, weil 

die Kommune selbst die notwendigen Aktivitäten kapa-

zitäts- und kompetenzmäßig nicht leisten kann, werden 

sich die größeren Kommunen die ihnen obliegende und 

aus dem Grundsatz der Allzuständigkeit abzulei tende 

Führungsrolle nicht nehmen lassen. 

Besonders spürbar wird dies bei sehr großen kreis-

angehörigen Städten.14 Diese Städte haben ein völlig an-

deres Selbstverständnis und wehren sich regelmäßig ge-

gen jede Einfl ussnahme durch die Kreisebene. In solchen 

Städten bilden die Wirtschaftsförderungen – in welcher 

Organisationsform auch immer – die gesamte für diesen 

Aufgabenbereich vorstellbare Leistungspalette ab. Damit 

entsprechen sie eher den Organisationslösungen in kreis-

freien Städten, die im Folgenden ausgeführt werden.

Kreise und kreisfreie Städte

Auf Ebene der Kreise und der kreisfreien Städte kommt 

der Aufgabe der Wirtschaftsförderung immer eine ganz 

besondere Bedeutung zu. Für die kreisfreien Städte kön-

nen auf der einen Seite die im vorhergehenden Abschnitt 

für die größeren Kommunen gemachten Ausführungen 

sinngemäß übernommen werden. Andererseits nehmen 

sie in ih rem Gebiet aber auch alle Aufgaben wahr, die für 

kreis angehörige Kommunen von den Kreisen übernom-

men werden. 

Dabei nehmen die Kreise entsprechend ihrer kommunal-

verfassungsrechtlichen Bedeutung grundsätzlich die 

überörtlichen Aufgaben der Wirtschaftsförderung wahr. 

Dies sind alle Aufgaben, die von den kreisangehörigen 

Kommunen nicht in eigener Verantwortung oder nicht 

bezogen auf ein Stadt- oder Gemeindegebiet bewältigt 

oder gelöst werden können. Beispielhaft sind hier Aufga-

ben wie das regionale Gebietsmarketing, Innovations- 

und Technologieförderung oder Aktivitäten zur Bewälti-

gung des Fachkräftemangels zu nennen. Hinzu kommen 

solche Aufgaben, die einzelne Kommunen aufgrund der 

ihnen zur Verfügung stehenden Verwaltungs- und Fi-

nanzkraft nicht oder nicht hinreichend wahrnehmen 

können. Ebenfalls nur beispielhaft können hier Aufgaben 

wie die Existenzgründungsberatung oder Maßnahmen 

zur Gewerbefl ächenentwicklung genannt werden, wobei 

sich je nach örtlichen und regionalen Besonderheiten die 

Aufgabenverteilung zwischen Kreisen und kreisangehö-

rigen Kommunen sehr unterschiedlich gestalten kann. 

Insofern übernehmen die Kreise teilweise auch eine Aus-

gleichsfunktion zwischen kleineren und größeren kreisan-

gehörigen Kommunen. 

Für die Kreise und die kreisfreien Städte ist weiterhin zu 

beachten, dass sie als Träger der berufl ichen Schulen und 

wegen ihrer Aufgaben im Bereich SGB-II-Verwaltung (als 

Optionskommunen oder im Rahmen der Jobcenter) er-

hebliche Bedeutung für die Sicherung einer ausrei-

chenden Versorgung ihres Gebietes mit gut qualifi zierten 

Fachkräften haben. 

Die Organisation der Wirtschaftsförderung in den Kreisen 

und kreisfreien Städten ist – wie in den unterschiedlichen 

Größenklassen der kreisangehörigen Kommunen auch – 

sehr unterschiedlich. Einige der Kreise und kreisfreien 

Städte verfügen noch über verwaltungsinterne Organisa-

tionabteilungen für Wirtschaftsförderung (zum Beispiel 

Ämter oder Fachservices) und fast immer gibt es neben 

der Landrätin/dem Landrat bzw. der Oberbürgermeiste-

rin/dem Oberbürgermeister als Hauptverwaltungsbe-

amten eine weitere Führungskraft, die bezogen auf den 

Aufgabenbereich der Wirtschaftsförderung eine heraus-

gehobene Stellung einnimmt. Diese Dezernenten oder 

Referenten für Wirtschaftsförderung haben in der Regel 

die Funktion, die vielfältigen Wirtschaftsförderungsakti-

vitäten der Kreise bzw. der Stadt zu steuern und zu koor-

dinieren. Dies ist ins besondere dann erforderlich, wenn 

einige der Wirtschaftsförderungsaufgaben in kreis- bzw. 

stadteigene Gesellschaften oder Anstalten ausgelagert 

sind, was regelmäßig der Fall ist. Die Kreise und kreis-

freien Städte übernehmen zusätzlich in aller Regel für 

Vereine und Verbände, die in ihrem Gebiet Aufgaben in 

den Bereichen Marketing, Tourismus, Kultur oder Heimat-

pfl ege und in anderen für die Wirtschafts förderung 

 re levanten Handlungsfeldern wahrnehmen, eine Ge-

schäftsführungs- oder Steuerungs funktion. Dabei ist die 

Verzahnung häufi g so eng, dass für Außenstehende 

nicht mehr zu erkennen ist, wer der eigentliche Aufga-

benträger ist. 

14 Als Beispiel soll hier die Stadt Neuss genannt werden, die mit mehr als 150.000 Einwohnern die größte kreisangehörige Stadt Deutschlands ist.
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3.  Kommunale Unternehmen in der 
 Wirtschaftsförderung

Es wurde bereits angemerkt, dass insbesondere auf der 

Ebene der Kreise und kreisfreien Städte, teilweise aber 

auch bei mittelgroßen oder großen kreisangehörigen 

Kommunen Aufgaben der Wirtschaftsförderung in kom-

munaleigene Unternehmen ausgelagert sind. Die Gründe 

hierfür sind unterschiedlich: 

• Insbesondere in den 1980er und 1990er Jahren wurde 

die Auffassung vertreten, dass Wirtschaftsförderungs-

einrichtungen, die in einer auch den privatwirtschaft-

lichen Unternehmen geläufi gen Rechtsform wie zum 

Beispiel der GmbH geführt würden, höhere Anerken-

nung genießen und auf gleicher Handlungs- und Ge-

sprächsebene agieren könnten. 

• Die Entscheidung für eine Auslagerung hängt oft mit 

einer direkten unternehmerischen Zielsetzung der 

Kommune zusammen. Der Bau von Technologie- oder 

Gründerzentren, die Entwicklung, Erschließung und 

Veräußerung von Gewerbefl ächen oder geschäftsmä-

ßige Tätigkeiten im Bereich der Weiterbildung können 

beispielhaft für solche unternehmerische Aktivitäten 

der Kommunen genannt werden. Solche Aufgaben 

und Geschäfte gingen häufi g über die Daseinsvorsor-

ge im engeren Sinne hinaus, weil das Merkmal eines 

Betriebs gewerblicher Art überwog und somit auch 

Umsatzsteuerpfl icht entstand. 

• Ein weiterer Grund für die Auslagerung der Wirtschafts-

förderung war in der Vergangenheit, dass solche Be-

triebe unter den bis vor wenigen Jahren maßgeblichen 

Bedingungen des kameralen Rechnungs wesens schlech-

ter gesteuert werden konnten. Oft sah man die Vorteile 

in einer verbesserten operationalen Handlungs- und Ent-

scheidungsfähigkeit der Unternehmen, die damit gleich-

zeitig dem alltäglichen Einfl uss der Kommunalpolitik ein 

Stück weit entzogen wurden. 

• Schließlich gibt es noch einen einfachen operativen 

Grund: Für die Aktivitäten der Wirtschaftsförderungs-

gesellschaften sollten Spitzenkräfte mit volks- oder 

 betriebswirtschaftlicher Hochschulausbildung gewon-

nen werden, die möglichst über längere Zeiträume tä-

tig sein und nicht wieder in die freie Wirtschaft ab-

wandern sollten. Dies konnte nur dann gelingen, wenn 

man ihnen attraktive Verdienstmöglichkeiten bot, die 

bei einer Einbindung in die kommunale Verwaltung 

nicht zu realisieren gewesen wären. 

• Aber noch ein wichtiger Grund ist hervorzuheben: Die 

Kommunen sahen es in vielen Fällen als sinnvoll an, bei 

ihren wirtschaftsfördernden Aktivitäten weitere Ak-

teure eng mit einzubinden. Dabei handelt es sich ins-

besondere um die Industrie- und Handelskammern, 

die Handwerkskammern, Banken und Sparkassen, Un-

ternehmerverbände und -vereine. Mit deren Einbin-

dung sollte erreicht werden, dass ihr Know-how für 

die kommunale Wirtschaftsförderung nutzbar ge-

macht wird und in größerem Rahmen abgestimmte 

und einvernehmlich vereinbarte Konzepte auf den 

Weg gebracht und gemeinschaftlich realisiert werden. 

Als Vorbild für diese Form der kommunalen Wirtschafts-

förderungspolitik dienten häufi g die auf Ebene des Lan-

des Nordrhein-Westfalen im Zeitraum um 1990 initiierten 

und von den einzelnen Regionen eingeforderten regio-

nalen Entwicklungs konzepte, die von der kommunalen 

Ebene unter Einbindung der gesellschaftlich relevanten 

Institutionen, Gruppen und Vereine zu erarbeiten waren. 

Aus Sicht der kommunalen Politik war mit der Beteiligung 

anderer Institutionen oftmals auch die Hoffnung oder 

 Erwartung verbunden, dass sich diese an den mit der 

Wirtschaftsförderung verbundenen Kosten beteiligen 

würden. Dies geschieht in Einzelfällen auch, allerdings 

meistens nur bezogen auf ausgewählte Projekte. Eine 

 Beteiligung an den allgemeinen Personal- und Sachkos-

ten erfolgt nicht bei allen Gesellschaften. Damit bleibt 

eine Reduzierung des den Kommunen entstehenden 

Aufwands über eine Zuweisung zur Verlustabdeckung 

der in der Regel nicht rentierlich arbeitenden Wirtschafts-

förderungsgesellschaften weitgehend aus.

Insbesondere in den letzten zwei Jahrzehnten sind aus 

den geschilderten Gründen eine Vielzahl von Wirtschafts-

förderungs- und Entwicklungs gesellschaften mit ebenso 

vielfältigen Gesellschafterstrukturen gegründet worden. 

Nach einer Untersuchung des Deutschen Verbandes der 

Wirtschaftsförderungs- und Entwicklungsgesellschaften 

(DVWE e.V.), in dem bundesweit mehr als 150 dieser 

 Gesellschaften Mitglied sind, wurden rund 75 Prozent al-

ler Wirtschaftsförderungs- und Entwicklungsgesell-

schaften nach 1990 gegründet, nur rund drei Prozent 

sind älter als 50 Jahre.15 

15 Vgl. „Aufgaben und Strukturen kommunaler Wirtschaftsförderung – Aktuelle Entwicklungen und Trends“. Vortrag von Werner Gerissen, Leiter der Geschäfts-
stelle des Deutschen Verbandes der Wirtschaftsförderungs- und Entwicklungsgesellschaften – DVWE, Münster und Isselburg, www.dvwe.de. 
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Die Untersuchung hat aber auch gezeigt, dass die Gesell-

schaften eine breite Palette von Aufgaben wahrnehmen:

Aufgabenschwerpunkt Beratung
• Ansiedlungsberatung (91 Prozent aller Gesellschaften 

nehmen diese Aufgaben wahr)

• Beratungen zur Bestandssicherung (86 Prozent)

• Fördermittelberatung (77 Prozent)

• Gründungsberatung (77 Prozent)

• Beratungen zur Unternehmensnachfolge (52 Prozent)

• Krisen- /Insolvenzberatung (51 Prozent)

• Arbeitsmarktliche Beratungen (40 Prozent)

Aufgabenschwerpunkt Technologieförderung
• Kooperation mit Hochschulen (70 Prozent)

• Technologieberatung/Technologietransfer (46 Prozent)

• Betrieb von Technologie-/Gründerzentren (32 Prozent)

Aufgabenschwerpunkt Cluster
• Initiierung von Clustern (68 Prozent)

• Management von Clustern (46 % Prozent)

Aufgabenschwerpunkt Marketing 
• Gebietsmarketing (82 Prozent)

• Organisation von Messebeteiligungen (77 Prozent)

• Kongressmanagement (30 Prozent)

Aufgabenschwerpunkt Tourismusförderung
• für Städte (15 Prozent)

• für Kreise (23 Prozent)

Aufgabenschwerpunkt Grundstücks-/
Immobilienmanagement
• Vermarktung kommunaleigener Flächen (47 Prozent)

• Ankauf, Entwicklung, Erschließung und Vermarktung 

eigener Flächen (29 Prozent)

• Vermarktung privater Flächen (43 Prozent)

Aufgabenschwerpunkt Projektmanagement
• branchenorientierte Projekte (53 Prozent)

• Interreg-Projekte (32 Prozent)

• Ziel-2-Projekte (34 Prozent)

Dabei sind die Gesellschaften sehr heterogen. So liegt die 

Zahl der Mitarbeiter bei einem Fünftel aller Gesell-

schaften bei drei oder weniger Personen, rund 65 Pro-

zent aller Gesellschaften haben zwischen fünf und 

15 Mitarbeitende, nur fünf Prozent mehr als 20 Be-

schäftigte. 

Eigene Einnahmen erzielen die Gesellschaften 
insbesondere aus
• der Erschließung und dem Verkauf eigener, kommu-

naleigener oder privater Gewerbefl ächen, 

• Dienstleistungen zur Erschließung und zum Verkauf 

kommunaleigener oder privater Gewerbefl ächen, 

• Maklertätigkeiten,

• dem Betrieb von Technologie- und Gründerzentren, 

• Beratungsleistungen und 

• Dienstleistungen im Bereich des Projektmanagements.

Einige wenige Gesellschaften erzielen auch Einnahmen 

aus dem Betrieb von Parkhäusern oder Kongresshallen 

bzw. durch die Veranstaltung von Seminaren oder als 

Weiterbildungsträger.

Dabei gestaltet sich der Betrieb der Wirtschaftsförde-

rungs- und Entwicklungsgesellschaften nur in wenigen 

Fällen rentierlich: 77 Prozent aller Gesellschaften sind re-

gelmäßig auf die Abdeckung von Verlusten durch die Ge-

sellschafter angewiesen. Soweit es neben den Kommu-

nen weitere Gesellschafter aus Kammern, Banken oder 

(in der Regel Unternehmer-)Vereinen und Verbänden 

gibt, beteiligen sich diese nur bei 64 Prozent der Gesell-

schaften auch an der Abdeckung von Verlusten.

Einen aktuellen und fl ächendeckenden Gesamtüberblick 

darüber, wie viele Gemeinden, Städte und Kreise Wirt-

schaftsförderungs- und Entwicklungsgesellschaften ge-

gründet haben und wie viele demgegenüber auf die tra-

ditionelle Aufgabenwahrnehmung durch ein „Amt“ in 

der Kommunalverwaltung vertrauen, gibt es leider nicht. 

Eine Umfrage unter Kommunen mit mehr als 50.000 Ein-

wohnern fand im Jahr 2008 im Rahmen der bereits zi-

tierten Untersuchung des Deutschen Instituts für Urbani-

stik statt. Nach deren Ergebnis haben 40 Prozent aller 

Kommunen eine privatrechtlich organisierte Gesellschaft 

eingerichtet, wobei ein Fünftel dieser Kommunen neben 

der Gesellschaft auch noch parallel ein Amt für Wirt-

schaftsförderung hat.16 

4. Sonstige Organisationen der
 Wirtschaftsförderung

Neben den bisher dargestellten Organisationsformen der 

Wirtschaftsförderung gibt es weitere Lösungsansätze, 

insbesondere im Bereich der Tourismusförderung, wo 

viele Kreise und Kommunen als öffentliche Akteure an 

regional verankerten Tourismusvereinen bzw. -verbänden 

16 Vgl. Difu-Papers: „Kommunale Wirtschaftsförderung 2008: Strukturen, Handlungsfelder, Perspektiven“.
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beteiligt sind, die gemeinsam mit den Hotel- und Gast-

stättenverbänden und einzelnen Betrieben der Hotellerie 

und Gastronomie geführt werden. Auch hier überneh-

men die Kommunen in vielen Fällen einen großen Teil der 

für den Betrieb erforderlichen Kosten, stellen zumindest 

teilweise das notwendige Personal oder unterhalten den 

operativen Betrieb in Gänze. Gerade im Bereich der Tou-

rismuswirtschaft gibt es aber auch eine Vielzahl überre-

gionaler Dachverbände, die für ihre Mitgliedsvereine und 

-verbände Aktivitäten im Bereich des Marketings über-

nehmen. Zusätzlich werden zu einzelnen touristischen 

Angeboten, zum Beispiel zu Premiumwanderwegen oder 

Veranstaltungsformaten, eigene Organisationen geschaf-

fen, weil die vorhandene Gebietsstruktur der Tourismus-

verbände den meist regionsübergreifenden Anforde-

rungen nicht gerecht wird. 

Ähnliche Strukturen können in einigen Regionen für die 

Kulturförderung festgestellt werden, die wegen ihres Ein-

fl usses auf weiche Standortfaktoren eine hohe Nähe zur 

Wirtschaftsförderung aufweist und oft direkt an diese ge-

koppelt ist. 

Orientiert an den besonderen Anforderungen oder Be-

sonderheiten einzelner Regionen, haben sich neben den 

Ämtern und Gesellschaften für Wirtschaftsförderung für 

einzelne Zwecke noch andere Organisationen gebildet, 

die auch unterschiedliche Rechtsformen aufweisen. 

So kommt es immer wieder vor, dass einzelne kreisan-

gehörige Kommunen für von ihnen wahrzunehmende 

Wirtschaftsförderungsaufgaben – oder auch nur für ein-

zelne Projekte – Zweckverbände nach den Gesetzen zur 

interkommunalen Zusammenarbeit bilden und damit 

 einen neuen Aufgabenträger installieren, der als zusätz-

liche Ebene zwischen den Städten und Gemeinden auf 

der einen Seite und dem jeweiligen Kreis auf der anderen 

Seite gesehen werden kann. Zweckverbände zeichnen 

sich dadurch aus, dass ihnen von mehreren Kommunen 

eine bestimmte Aufgabe oder eine konkret abgegrenz-

ter Bereich von Aufgaben zur Durchführung übertragen 

wird. Beispielhaft wurde schon an anderer Stelle auf den 

Zweckverband Region Wittgenstein17 hingewiesen, der 

zunächst zur Entwicklung eines interkommunalen Ge-

werbe- und Industriegebietes gebildet wurde und der 

zwischenzeitlich noch weitere Aufgaben, zum Beispiel 

aus dem Bereich der Tourismusförderung, von den drei 

beteiligten Kommunen übernommen hat. Es sind auch 

Beispiele bekannt, bei denen mehrere kreisangehörige 

Kommunen alle Wirtschaftsförderungsaufgaben auf ei-

nen von ihnen gebildeten Zweckverband übertragen ha-

ben, weil sie die mit den aufl aufenden Aktivitäten nicht 

zufrieden waren, aber jede einzelne Kommune für sich 

nicht ausreichend Spielraum für eigene Aktivitäten geha-

bt hätte (zum Beispiel Zweckverband Linkes Weserufer, 

Marklohe, Landkreis Nienburg, Niedersachsen).

5. Kooperationspartner der kommunalen 
Wirtschaftsförderung

Anhand der bisherigen Ausführungen ist zu erkennen, 

dass die kommunale Wirtschaftsförderung heute in deut-

lich stärkerem Umfang auf Kooperationen mit anderen 

Partnern setzen muss als dies früher notwendig war. Dies 

resultiert aus den veränderten Anforderungen, die heute 

an kommunale Wirtschaftsförderung gestellt werden. 

Stand vor einigen Jahrzehnten fast ausschließlich die 

Ausweisung von Gewerbefl ächen und die damit verbun-

dene und auf die Interessen einer einzelnen Kommune 

ausgerichtete Ansiedlungswerbung und -förderung im 

Fokus kommunaler Wirtschaftsförderung, hat sich der 

Aufgabenkanon heute deutlich ausgeweitet. Es sind Auf-

gabenbereiche hinzugekommen, die von den Kommu-

nen alleine nicht mehr bewältigt werden können – ent-

weder weil sie in einem über die Grenzen einer einzelnen 

Kommune hinausgehenden Kontext stehen oder weil die 

fi nanzielle und personelle Leistungsfähigkeit der Kom-

mune nicht ausreicht. 

Dabei wird für einige Aufgaben kommunaler Wirtschafts-

förderung bewusst auf andere Kommunen als Koopera-

tionspartner gesetzt. Dies ist insbesondere dort der Fall, 

wo es um Aufgaben geht, die nahe an den kommunalen 

Kernaufgaben liegen. Beispielhaft kann hier die Entwick-

lung gemeinsamer Gewerbefl ächen genannt werden. Zu-

nehmend gewinnen bei der interkommunalen Zusam-

menarbeit aber auch horizontal und vertikal aufgebaute 

Verwaltungsnetzwerke eine Bedeutung, die auf eine 

 Verbesserung der unternehmensorientierten Service-

funktionen oder die Beschleunigung von Verfahrens- und 

Genehmigungsprozessen für zum Beispiel Investitions-

vorhaben von Unternehmen ausgerichtet sind. Die Wirt-

schaftsförderer nehmen mit solchen Maßnahmen gezielt 

Einfl uss auf die Geschäftsprozesse in anderen Bereichen 

der Verwaltung, weil sich zunehmend gezeigt hat, dass 

eine mittelstandsorientierte Verwaltungsarbeit zu einem 

wichtigen und von den Unternehmen bewusst wahrge-

nommenen und geschätzten Standortfaktor geworden ist.

17 Vgl. www.region-wittgenstein.de. 
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Daneben setzen die kommunalen Wirtschaftsförde-

rungen immer mehr auf den Aufbau von Netzwerken mit 

anderen Institutionen und Einrichtungen. Diese Entwick-

lung zeigt sich vornehmlich in Handlungsfeldern, in de-

nen die Kommunen nur eine eingeschränkte Kompetenz 

besitzen oder in denen andere Akteure maßgeblich an 

Verfahren, Prozessen oder der Entwicklung neuer Pro-

jekte und Schwerpunkte beteiligt sind. 

So hat sich im Rahmen der kommunalen Bestandspfl ege 

die Notwendigkeit gezeigt, frühzeitig auf Situationen Ein-

fl uss zu nehmen, die den Bestand von Unternehmen be-

drohen, um Insolvenzen und den Verlust von Arbeitsplät-

zen zu vermeiden. Für diese unter dem Oberbegriff der 

Krisenprävention und -intervention stehenden Netzwerke 

wird von der kommunalen Wirtschaftsförderung eine 

Partnerschaft mit den Kammern, insbesondere aber mit 

den Banken und Sparkassen gesucht, um gezielt Mecha-

nismen für das frühzeitig Erkennen von sich anbahnenden 

Unternehmenskrisen und für deren Abwendung zu ent-

wickeln.

Diese Zusammenschlüsse werden meistens auch in der 

Beratung von potenziellen Unternehmensgründern (Exis-

tenzgründerberatung) aktiv. Unter Federführung der 

Kammern und meistens unter Nutzung der von den Bun-

desländern vorgegebenen Strukturen werden entspre-

chende Beratungsangebote gezielt in den Medien be-

kannt gemacht und umgesetzt. Dabei ist die Verteilung 

der Aufgaben zwischen den einzelnen Partnern sehr un-

terschiedlich, weil auf individuelle Kompetenzen und Er-

fahrungen Rücksicht genommen wird.

Gleiches gilt für Beratungsangebote, die von den kom-

munalen Wirtschaftsförderungseinrichtungen zu Förder-

programmen der Europäischen Union, des Bundes oder 

der Länder vorgehalten werden. Auch hier fi ndet eine 

enge Zusammenarbeit mit den Kammern sowie Banken 

und Sparkassen statt.

Wiederum andere Netzwerkpartner werden für den Be-

reich der Fachkräfteversorgung gesucht. Bis vor einigen 

Jahren war in vielen Kommunen und Regionen die man-

gelnde Verfügbarkeit von adäquaten Gewerbefl ächen 

ein negatives Kriterium für die Standortentscheidung von 

Unternehmen. Heute wird vor dem Hintergrund des de-

mografi schen Wandels zunehmend erkennbar, dass eine 

ausreichende Verfügbarkeit von gut qualifi zierten Ar-

beitskräften zum wichtigsten Standortfaktor wird. Die 

kommunale Wirtschaftsförderung hat vielerorts auf 

dieses Problem reagiert und mit zum Beispiel Kammern, 

Arbeitgeberverbänden, Gewerkschaften und Bildungs-

trägern Aktionsbündnisse aufgebaut, mit denen gemein-

sam Strategien zur Sicherung der Fachkräfteversorgung 

entwickelt werden. Teilweise werden schon allgemeinbil-

dende Schulen in diese Aktivitäten einbezogen, um die 

Schüler frühzeitig für die von den Unternehmen benöti-

gten Berufsbilder zu interessieren. Selbst mit Grundschu-

len werden mancherorts Kooperationen entwickelt, um 

frühzeitig das Interesse von Kindern an zum Beispiel tech-

nischen Ausbildungen und Berufen zu wecken.

Gerade wenn es um Fachkräfte mit Hochschulabschlüs-

sen geht, bauen die kommunalen Wirtschaftsförde-

rungen regelmäßig enge Netzwerke zwischen den Hoch-

schulen, deren Transferstellen und den Unternehmen auf. 

Diese Netzwerke sind teilweise allgemein gehalten, orien-

tieren sich teilweise aber auch an einzelnen Branchen 

oder Kernkompetenzen der heimischen Wirtschaft. Ziel 

ist dabei, den Studierenden Praktikumsplätze in den Un-

ternehmen zur Verfügung zu stellen und damit früh -

zeitig eine Bindung an das Unternehmen zu entwickeln. 

Manche Unternehmen fördern im Rahmen solcher Netz-

werke ausgewählte Studierende ganz gezielt mit fi nanzi-

ellen Unterstützungen und versuchen so, bessere Voraus-

setzungen zur Deckung ihres Fachkräftebedarfs zu 

schaffen. Solche Netzwerke zu initiieren und zu steuern, 

kann eine wichtige Aufgabe kommunaler Wirtschafts-

förderung sein.

In der Zusammenarbeit mit Hochschulen und Unterneh-

men bauen manche kommunale Wirtschaftsförderungen 

zudem branchen- oder clusterorientierte Netzwerke auf, 

die sich an den Kernkompetenzen der heimischen Wirt-

schaft orientieren. Solche Netzwerke sollen den Know-

how-Transfer zwischen Unternehmen und Hochschulen 

fördern und haben oftmals gemeinsam getragene Tech-

nologie- und Forschungsprojekte zum Ziel. Mit ihnen sol-

len die Wettbewerbschancen der Unternehmen erhalten 

oder verbessert und die Möglichkeiten der Hochschulen 

zur Generierung von Drittmitteln verbessert werden. 

In einigen Regionen sind die Wirtschaftsförderungen 

dazu übergegangen, gemeinsam mit Unternehmen und 

anderen Akteuren übergreifende Netzwerke zu bilden. 

Diese Netzwerke bzw. diese sogenannten „Standortini-

tiativen“ verfolgen zunächst das allgemeine Ziel, die Ent-

wicklung des Wirtschaftsstandortes und die Wettbewerb-
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schancen der Unternehmen zu fördern. Erst nach und 

nach werden in der weiteren Zusammenarbeit dieser 

Netzwerke Handlungsfelder und -schwerpunkte defi niert, 

zu denen einzelne Projekte und Maßnahmen auf den 

Weg gebracht werden sollen. Dabei können die einzel-

nen Themen völlig unterschiedlich sein und sich über die 

gesamte Bandbreite der Handlungsfelder von Standort-

entwicklung und Wirtschaftsförderung erstrecken. 

Auch in den besonderen Aufgabenfeldern der kommu-

nalen Wirtschaftsförderung – hier sind beispielhaft die 

Tourismus- oder die Kulturförderung zu nennen – bauen 

die Akteure auf unterschiedliche Kooperationen mit an-

deren Vereinen und Verbänden, insbesondere um aktu-

elle Angebote zu sichern oder um neue Angebote zu 

entwickeln. 

Gleiches gilt für Maßnahmen zur Förderung des Einzel-

handels oder zur Vermeidung oder Beseitigung von Leer-

ständen in Innenstädten und Einkaufszonen. Auch hier 

wird mit den örtlichen Gewerbevereinen und Einzelhan-

delsverbänden in aller Regel in einer sehr engen Partner-

schaft kooperiert, um die Situation der Unternehmen zu 

verbessern und gleichzeitig die Attraktivität der Innen-

städte zu erhalten. Damit sollen Kaufkraftabfl üsse ver-

mieden und natürlich Arbeitsplätze erhalten werden. In 

diesen Netzwerken werden ebenfalls völlig unterschied-

liche Ideen, Maßnahmen und Projekte entwickelt, um die 

selbst gesetzten Ziele zu erreichen.

Abschließend bleibt festzustellen, dass kommunale Wirt-

schaftsförderungen in vielfältiger Weise in Netzwerke 

eingebunden sind und diese in vielen Fällen initiieren oder 

sogar leiten und steuern müssen.18 Der damit verbundene 

Aufwand ist erheblich und angesichts der in der Regel 

begrenzten Personalausstattung der Wirtschaftsförde-

rungseinrichtungen in vielen Fällen auch bedenklich. An-

dererseits lässt es auch die politische Erwartungshaltung 

in den Kommunen meistens nicht zu, auf entsprechende 

Aktivitäten zu verzichten. Die Gefahr, dass andere Ak-

teure und insbesondere ortsansässige Unternehmen aus 

einer fehlenden Präsenz den Rückschluss ziehen, die 

Kommune habe kein Interesse, ist zu groß. Angesichts 

der angespannten Finanzlage der kommunalen Familie, 

die auch für die Zukunft keine großzügigere Ausstattung 

der Wirtschaftsförderungen zulassen wird, muss es des-

wegen für die Kreise, Städte und Gemeinden eine Auf-

gabe und Herausforderung sein, die notwendigen Maß-

nahmen noch weiter zu bündeln, ohne dabei lokale 

Besonderheiten und Erwartungen aus dem Auge zu ver-

lieren. Die Verstärkung einer interkommunalen Zusam-

menarbeit, bei der einzelne Wirtschaftsförderungsein-

richtungen– insbesondere auf der Ebene der Kreise – 

stellvertretend für die betroffenen Städte und Gemeinden 

Aufgaben und Initiativen federführend übernehmen, 

wird in der Zukunft unerlässlich sein. Nur so können die 

Kommunen im Aufgabenbereich der Wirtschaftsförde-

rung den vielfältigen Anforderungen noch gerecht wer-

den und gute Voraussetzungen für die Entwicklung der 

Wirtschaftsstandorte aufrechterhalten bzw. schaffen.

18 Vgl. Difu-Berichte 2008: Clusterinitiativen und Netzwerke – Handlungsfelder der Wirtschaftsförderung, Berlin 2008. 



1. Konventionelle Aufgaben

In diesem Abschnitt sollen die konventionellen Aufgaben 

der kommunalen Wirtschaftsförderung beschrieben wer-

den. Diese traditionellen Aufgaben werden im Grunde 

genommen in jeder kommunalen Gebietskörperschaft 

durch die Einrichtungen für Wirtschaftsförderung bzw. 

durch die dafür in der Verwaltung zuständigen Stellen 

wahrgenommen. Dabei handelt es sich vornehmlich um

• das Gewerbefl ächen- und Ansiedlungsmanage  ment, 

• die Bestandspfl ege,

• die Existenzgründerberatung und 

• das Standortmarketing.

Gewerbefl ächen- und Ansiedlungsmanagement 

Gewerbefl ächen- und Ansiedlungsmanagement wird aus 

Sicht der kommunalen Politik bis heute als die wichtigste 

Aufgabe kommunaler Wirtschaftsförderung empfunden. 

Der politische Erfolg, der mit der Neuansiedlung von Un-

ternehmen und der damit verbundenen Schaffung von 

neuen Arbeitsplätzen verbunden sein könnte, übt offen-

bar einen zu großen Reiz aus, um die Möglichkeiten der 

eigenen Kommune in einem immer härter werdenden 

Standortwettbewerb nüchtern betrachten zu können. Zu 

oft gerät dabei aus dem Blick, dass es nicht die Verfüg-

barkeit von Gewerbefl ächen und dazu initiierte Werbe-

maßnahmen um neue Unternehmen alleine sind, die 

über den Erfolg beim „Kampf“ um neue Ansiedlungen 

entscheiden. Jüngere Untersuchungen – zum Beispiel des 

Deutschen Instituts für Urbanistik in Berlin – haben deut-

lich gemacht, dass folgende Standortfaktoren in der 

nachstehenden Reihenfolge die Entscheidung der Unter-

nehmen über die Auswahl des zukünftigen Unterneh-

mensstandortes maßgeblich beeinfl ussen:

  1. Nähe zu Kunden,

  2. Nähe zu Lieferanten,

  3. Qualität des Fachkräfteangebots,

  4. Wohn- und Freizeitwert,

  5. Nähe zu Forschungs- und Technologiezentren,

  6. Verfügbarkeit von Gewerbefl ächen,

  7. Preisniveau von Gewerbefl ächen bzw. Mieten,

  8. Überregionale Verkehrsanbindung,

  9. Regionales Lohnniveau,

10. Zusammenarbeit mit Behörden,

11. Kommunale Steuern,

12. Preisniveau für Energie und Wasser.

Es wird deutlich, dass es zum Teil von der Kommune oder 

ihrer Wirtschaftsförderung noch nicht einmal im Ansatz 

beeinfl ussbare Faktoren sind, die vorrangige Bedeutung 

haben. Zudem kann festgestellt werden, dass die Stand-

ortwahl auch maßgeblich über aktuelle Trends, Entwick-

lungen, Diskussionen oder über mediale Effekte beein-

fl usst wird.

Dennoch bleibt es unbestritten eine wichtige Aufgabe 

der kommunalen Wirtschaftsförderung, Gewerbe- und 

Industriefl ächen in ausreichendem und den Ansprüchen 

der Unternehmen entsprechendem Umfang zur Verfü-

gung zu stellen. Dabei unterliegen die Kommunen jedoch 

Beschränkungen, die aus den maßgeblichen Gesetzen 
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und Vorgaben für die kommunale Bauleitplanung (zum 

Beispiel Landesplanung, Gebietsentwicklungsplanung, 

Landschaftsplanung) abzuleiten sind und die die Pla-

nungshoheit sowie die faktischen Gestaltungsmöglich-

keiten begrenzen. In Kommunen mit einem hohen Anteil 

an Gebieten, die aus den Gesichtspunkten des Natur-, 

Landschafts- oder Wasserschutzes schützenswert sind, 

und die zudem noch eine bewegte Topographie aufwei-

sen, wird es deswegen schwierig, neue, regional oder 

überregional bedeutsame Flächen ausweisen und er-

schließen zu können. Teilweise gelingt dies nur noch 

durch eine enge Zusammenarbeit mit benachbarten 

Kommunen, durch die der Eingriff in Natur und Land-

schaft und der mit der äußeren Erschließung verbundene 

Aufwand reduziert werden kann. 

In jedem Fall ist davon auszugehen, dass von der ersten 

Idee bis zur baureifen Bereitstellung eines Gewerbege-

bietes mehrere Jahre vergehen, sodass kommunale Flä-

chenplanung in höchstem Maße vorausschauend sein 

muss. Teilweise müssen auch erst überregionale Pla-

nungswerke wie der Gebietsentwicklungsplan oder der 

eigene Flächennutzungsplan in umfänglichen Verfahren 

geändert werden, um Gewerbe- und Industriefl ächen 

neu auszuweisen, für die es bisher noch keinen Planungs-

ansatz gab. Die hierfür maßgeblichen Voraussetzungen 

zu schaffen und in diesem Kontext den Nachweis zu lie-

fern, dass es tatsächlich den absehbaren Bedarf für neue 

Gewerbefl ächen gibt, obliegt den kommunalen Wirt-

schaftsförderungen in enger Zusammenarbeit mit den 

Planungsämtern. Dabei ist zu berücksichtigen, dass kom-

munale Gewerbefl ächenplanung fast immer eine ange-

botsorientierte Planung ist, bei der in frühen Planungs-

stadien nur sehr grobe und meistens von zeitgenössischen 

Wünschen beeinfl usste Vorstellungen über die später 

einmal anzusiedelnden Unternehmen bestehen. 

Die Kommune wird in solchen auf lange Zeiträume aus-

gerichteten Prozessen zudem frühzeitig entscheiden 

müssen, ob sie die Flächen selbst ankaufen, entwickeln, 

erschließen und vermarkten möchte oder sich für diese 

Aufgabe einer Grundstücksentwicklungsgesellschaft be-

dienen möchte. Dies ist maßgeblich von ihrer fi nanziellen 

und personellen Leistungsfähigkeit abhängig. Bessere 

Vermarktungschancen können durch den Einsatz überre-

gional tätiger und in der Regel kostenintensiver Dienst-

leister nicht nachweisbar generiert werden – zumindest 

dann nicht, wenn die Kommune und ihre Wirtschaftsför-

derung in der Lage sind, das Gewerbefl ächenmarketing 

und die Betreuung potenziell an einer Ansiedlung interes-

sierter Unternehmen professionell zu gestalten.

Für das Gewerbefl ächenmarketing können die Kommu-

nen häufi g auf Unterstützungsangebote zurückgreifen, 

die von regionalen Wirtschaftsförderungseinrichtungen 

auf Ebene der Kreise oder von den Wirtschaftsförde-

rungsgesellschaften der Länder vorgehalten werden. 

Über deren Portale, Messeaktivitäten und sonstigen Wer-

bemaßnahmen werden Unternehmen im In- und Ausland 

angesprochen und über vorhandene Gewerbe- und In-

dustriefl ächen informiert, die ihren Anforderungen ent-

sprechen. Gezielte Anfragen werden an die Kommunen 

weitergeleitet und können von diesen unmittelbar oder 

nach einer entsprechenden Vorbearbeitung oder Bünde-

lung durch die Kreis- oder Landeswirtschaftsförderung 

beantwortet werden. Die kommunalen Wirtschaftsförde-

rungen werden im regionalen Umfeld eigene vergleich-

bare Aktivitäten einleiten, um Unternehmen mit Erwei-

terungs- oder Verlagerungsbedarf über das eigene 

Angebot zu informieren. Die Initiierung von darüber-

hinausgehenden überregionalen oder gar internationalen 

Werbemaßnahmen ist eigentlich nur für bestimmte Ge-

werbe- und Industriestandorte in den Ballungsräumen zu 

empfehlen. Zumindest gibt es keine gesicherten Erkennt-

nisse über die Erfolgschancen weitergehender werblicher 

Aktivitäten oder nachweisbaren Erfahrungs- und Erfolgs-

berichte. 

Unabhängig von der Herkunft eines an einer Ansiedlung 

interessierten Unternehmens und den Ursachen für die 

Herstellung des Erstkontaktes ist die Betreuung und Be-

gleitung eines Ansiedlungs- und Investitionsvorhabens 

für jede kommunale Wirtschaftsförderung eine besonde-

re Herausforderung, bei der sie ein breites Repertoire an 

fachkundiger Unterstützung beweisen muss. Die Anfor-

derungen bei einer Neuansiedlung von außerhalb oder 

sogar aus dem Ausland sind noch einmal deutlich höher 

als bei Verlagerungen aus der Region, weil der Investor 

mit der Struktur der regionalen Behörden und den zu be-

wältigenden Melde- und Genehmigungsprozessen häu-

fi g nicht vertraut ist. Er wird jedoch erwarten, dass er in 

allen Fragen von der kommunalen Wirtschaftsförderung 

eine optimale Unterstützung erhält und in ihr einen ver-

lässlichen Partner fi ndet. Dabei muss sich die kommunale 

Wirtschaftsförderung darauf einstellen, dass sie Ansied-

lungsvorhaben unter anderem auch in folgender Weise 

begleiten und unterstützen muss:

• Unterstützung bei der Unternehmensgründung,

• Herstellung von Behördenkontakten und Manage-

ment der erforderlichen Genehmigungsverfahren,

• Prüfung und Klärung der handels- und gewerberecht-

lichen Rahmenbedingungen, 
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• Vermittlung von Informationen zu steuerlichen und 

sozialversicherungsrechtlichen Rahmenbedingungen,

• Kontaktanbahnung und Vermittlung zu den Experten 

aus Politik, Verwaltung, Kreditwirtschaft und Medien, 

zu Steuerberatern, Rechtsanwälten, Notaren, Versi-

cherungen usw., 

• Prüfung und Vermittlung von Fördermitteln.

Für die Bewältigung der mit entsprechenden Ansied-

lungsvorhaben einhergehenden Anforderungen haben 

sich in vielen Regionen Netzwerke gebildet, auf die die 

kommunale Wirtschaftsförderung zurückgreifen und wo-

mit sie dem Investor optimale Beratung und Vorausset-

zungen bieten kann. 

Bestandspfl ege 

Bestandspfl ege ist eine Aufgabe der kommunalen Wirt-

schaftsförderung, die in der Wahrnehmung der Politik 

und in ihrer Bedeutung für die Öffentlichkeit häufi g hin-

ter der Ansiedlungspolitik zurückfällt. Tatsächlich wird sie 

von den in der kommunalen Wirtschaftsförderung ak-

tiven Akteuren regelmäßig als die wichtigste Aufgabe 

eingestuft. 

Ziel der Bestandspfl ege ist, dass Unternehmen in der 

Kommune angesiedelt bleiben und sich ihren Bedürfnis-

sen entsprechend entwickeln können. Um hierfür gute 

Voraussetzungen zu bieten, muss die kommunale Wirt-

schaftsförderung Instrumente entwickeln, die sie in die 

Lage versetzen, eventuelle Probleme oder Bedürfnisse 

der ortsansässigen Unternehmen schnell zu erkennen. In 

vielen Kommunen wird versucht, das Risiko von Infor -

ma tionslücken durch regelmäßige Betriebsbesuche, Un-

ternehmerstammtische oder Betriebsbefragungen zu ver-

ringern. Aber hiermit kann immer nur ein begrenzter 

Erfolg erreicht werden. Es ist deswegen wichtig, dass

 

• auf der einen Seite den Führungskräften in den Unter-

nehmen die Beratungs-, Service- und Unterstützung-

sangebote und insbesondere die Ansprechpartner in 

den kommunalen Verwaltungen bekannt sind und

• auf der anderen Seite in den kommunalen Verwal-

tungen die Voraussetzungen dafür geschaffen wer-

den, dass den am Standort ansässigen Unternehmen 

optimaler Service geboten wird.

In diesem Kontext kommt der kommunalen Wirtschafts-

förderung eine wichtige Pilot- und Kommunikationsfunk-

tion zu, denn sie muss innerhalb der Verwaltungsstruk-

turen einen Prozess in Gang setzen, an dessen Ende die 

unternehmensorientierten Service- und Beratungsange-

bote und die für Unternehmen relevanten Geschäftspro-

zesse optimiert sind. Das Land Nordrhein-Westfalen hat 

dazu vor einigen Jahren das Modellprojekt „Mittelstands-

freundliche Verwaltung NRW“ durchgeführt, bei dem in 

einer Reihe von Modellkommunen (zum Beispiel Stadt 

Dortmund, Rhein Kreis Neuss, Kreis Herford, Stadt 

Hückeswagen) wichtige Elemente unternehmensorien-

tierter Verwaltung erprobt wurden. Demnach sind insbe-

sondere für die Betreuung von Unternehmen im Rahmen 

der Bestandspfl ege folgende Aspekte von besonderer Be-

deutung:

• Zentrale Ansprechpartner
 Unternehmen und ihre Führungskräfte sind mit den 

Strukturen der kommunalen Verwaltung und den 

kommunalen Geschäftsprozessen nicht vertraut. Nur 

in kleineren Kommunen kennen sie aus dem persön-

lichen Umgang die Bürgermeisterin oder den Bürger-

meister oder die für einzelne Anliegen zuständigen 

Bediensteten. Ansonsten fällt es ihnen schwer, die für 

ein einzelnes Anliegen richtige Stelle innerhalb der 

Verwaltung oder den zuständigen Sachbearbeiter zu 

identifi zieren. 

 Für die Unternehmen sollten deswegen in den Verwal-

tungen zentrale Ansprechpartner oder eine zentrale 

Anlaufstelle eingerichtet werden, an die sich Unter-

nehmer zunächst mit jedem Anliegen wenden kön-

nen. Die Kontaktdaten dieser Mitarbeiter sollten in al-

len Publikationen der Kommune veröffentlicht werden 

und den Unternehmen regelmäßig mitgeteilt werden. 

So können lange Suchprozesse, die nicht nur den Un-

ternehmer, sondern auch die Verwaltung belasten, 

vermieden werden.

• Behördenlotse/Fallmanager
 Über die Funktion des „Zentralen Ansprechpartners“ 

hinausgehend hat es sich bewährt, für jedes unterneh-

merische Anliegen einen festen Ansprechpartner an-

zubieten, der sich zentral – meist in der Wirtschafts-

förderung angesiedelt – um die Bearbeitung der 

jeweiligen Angelegenheit kümmert. Dieser zum Bei-

spiel als „Behördenlotse“ oder Fallmanager bezeich-

nete „Kümmerer“ begleitet und koordiniert die Bear-

beitung der jeweiligen Angelegenheit auch über die 

Grenzen der jeweiligen Verwaltung hinaus. Dabei hat 

er insbesondere folgende Aufgaben zu übernehmen:

• Aufnahme und Analyse des Anliegens,

• Vereinbarung des weiteren Vorgehens,
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• Ermittlung und Beteiligung der zuständigen Sach-

bearbeiter in der eigenen und in anderen Verwal-

tungen, 

• Koordination des weiteren Vorgehens mit anderen 

internen oder externen Stellen,

• Überwachung der Einhaltung des Verfahrensab-

laufs,

• Information des Unternehmens über den Fortgang 

des Verfahrens bzw. gegebenenfalls über auftre-

tende Verzögerungen, wenn zum Beispiel noch Un-

terlagen oder Erklärungen nachzureichen sind.

• Behördennetzwerke 
 Eine so umfassende Funktion bzw. Dienstleistung wie 

die des Behördenlotsen bzw. Fallmanagers, die in grö-

ßeren Kommunen in eigens für Unternehmen ein-

gerichteten Servicestellen wahrgenommen wird (zum 

Beispiel Dienstleistungszentrum der Stadt Dortmund – 

www.dlzw-dortmund.de), kann zumindest außerhalb 

von kreisfreien Städten und bei komplexen Genehmi-

gungsverfahren nur auf Basis eines funktionierenden 

Behördennetzwerkes realisiert werden. Dabei müssen 

die unterschiedlichen an Verfahren beteiligten internen 

und externen Verwaltungsstellen ihre Geschäftsprozesse 

analysiert und aufeinander abgestimmt haben.

 Gute Beispiele für solches regionales Genehmigungs-

management sind unter anderem in den Kreisen Her-

ford, Neuss oder Lippe entwickelt worden. Hier haben 

die beteiligten Stellen gemeinsam 

• konkrete Verfahrens- und Beteiligungszeiten, 

• Abstimmungs- und Kommunikationsregeln, 

• Checklisten und Handreichungen sowie 

• Service-Versprechen (siehe hierzu auch nachfolgen-

den Abschnitt) erarbeitet und deren Anwendung in 

Rahmenvereinbarungen verbindlich geregelt.

• Service-Versprechen 

 Auf Basis der in Behördennetzwerken getroffenen Ver-

einbarungen haben viele Kommunen heute die Mög-

lichkeit, Qualitätsstandards für ihre Dienstleistungen 

zu entwickeln und diese Standards als „Service-Ver-

sprechen“ aktiv zu kommunizieren. Sie beziehen sich 

im Einzelnen auf völlig unterschiedliche Ebenen der 

Zusammenarbeit mit den Unternehmen und umfassen 

zum Beispiel

• Rahmenbedingungen für die Erreichbarkeit von 

Verwaltungsmitarbeitern,

• Verpfl ichtungen zu Rückkopplungen,

• Gewährleistung fester Ansprechpartner und Fall-

manager,

• Antragskonferenzen und regelmäßige Informatio-

nen über den Verfahrensstand bei der Genehmi-

gung gewerblicher Investitionsvorhaben,

• Zeitliche Fristen für die Beantwortung von Flächen- 

oder Immobilienanfragen.

Umfragen, die im Kontext des Modellprojektes „Mittel-

standsfreundliche Verwaltung NRW“ durchgeführt wor-

den sind, haben gezeigt, dass sich die Zufriedenheit der 

Unternehmen mit den Leistungen der Verwaltung ins-

gesamt deutlich verbessert hat, wenn entsprechende 

 Service-Versprechen abgegeben und eingehalten wurden.

Die damit verbundenen Wirkungen sollten nicht unter-

schätzt werden, wenn man bedenkt, dass in der Rangfol-

ge der Standortfaktoren aus unternehmerischer Sicht 

eine gute Zusammenarbeit mit den Behörden wichtiger 

ist als zum Beispiel das Preisniveau für Energie.

Gründungsförderung

Die kommunale Wirtschaftsförderung hat die begleiten-

de Beratung von potenziellen Unternehmensgründern 

schon immer als wichtige Aufgabe verstanden. Besonde-

re Bedeutung hat die Gründungsberatung mit vielen 

dazu auf Landesebene durchgeführten Projekten und In-

itiativen erfahren, zum Beispiel die Existenzgründungs-

offensive GO des Landes Nordrhein-Westfalen. Zuletzt ist 

mit den „Startercentern NRW“ die Gründungsberatung 

unter Federführung der Kammern neu strukturiert wor-

den. Sie besitzt aber nach wie vor eine wichtige Bedeu-

tung für die kommunale Wirtschaftsförderung als An-

sprechpartner, Kontaktvermittler, Beratungsstelle für 

fi nanzielle Unterstützungen und Mitwirkende in den re-

gionalen Netzwerken.

Standortmarketing

Das Standortmarketing hat für die kommunale Wirt-

schaftsförderung eine besondere Bedeutung, wobei die 

damit verbundenen Ziele sehr unterschiedlich sind. Der 

Begriff Standortmarketing ist in diesem Kontext nur als 

Oberbegriff für nicht immer eindeutig voneinander ab-

gegrenzte Begriffe wie Stadtmarketing oder Regional-

marketing verwendbar. Er kann aber auch als spezifi sche 

Bezeichnung für das auf die Vermarktung eines be-

stimmten Standortes ausgerichtete Marketing genutzt 

werden. Als richtig kann die bei Wikipedia verwendete 

Erklärung bezeichnet werden: 
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„Standortmarketing ist die Ausrichtung einer Stadt oder 

Region – als Standortanbieter – an regionale, nationale 

und internationale Standort-Märkte. Ziel ist die Beein-

fl ussung der Standortentscheidungen von Unternehmen. 

Dabei richtet sich das Marketing auf die Sicherung be-

stehender Betriebsstätten sowie die Gewinnung von neu-

en ansiedlungswilligen Unternehmen. Standortmarketing 

umfasst neben der Beschaffung und Vermarktung von 

Grundstücken auch die Beeinfl ussung von Stadtentwick-

lung, der Infrastruktur, des Verkehrs und der Umwelt, um 

im Rahmen einer Produktpolitik die Standortbedingungen 

der Stadt für die Zielgruppe Unternehmen attraktiver zu 

gestalten. Darüber hinaus möchten die Betreiber des 

Standortmarketings mehr Bekanntheit und ein besseres 

Image bei der primären Zielgruppe Unternehmen errei-

chen sowie bei Touristen, Investoren, qualifi zierte Arbeits-

kräfte, Familien werben und zusätzliche Kaufkraft an den 

Standort bringen.“19

Dazu kann man ergänzen, dass das von öffentlichen und 

insbesondere kommunalen Institutionen und damit auch 

von Wirtschaftsförderungseinrichtungen initiierte und 

gesteuerte Marketing neben den beschriebenen Zielen 

auch meistens eine verbesserte Identifi kation der Bevöl-

kerung mit der Stadt oder Region und eine Stärkung des 

Zusammengehörigkeits- und Wir-Gefühls zum Ziel hat. 

Als weitere spezielle Ausformung des Marketings im Be-

reich der kommunalen Wirtschaftsförderung kann noch 

das Verwaltungsmarketing genannt werden, mit dem die 

Service-Angebote und die Dienstleistungen der Verwal-

tung bekannter gemacht werden sollen.

Nicht alle Kommunen und nicht alle kommunalen Wirt-

schaftsförderungseinrichtungen sind im Bereich des 

Standortmarketings tätig. Für viele Kommunen gehört 

Standortmarketing jedoch zu den Kernaufgaben, um den 

eigenen Wirtschaftsstandort regional, national und inter-

national zu präsentieren und zu bewerben. Die dem 

Standortmarketing zuzurechnenden Aufgaben werden 

dann auch nicht von den Wirtschaftsförderungseinrich-

tungen, sondern durch eigene Organisationseinheiten 

innerhalb der Verwaltung oder speziell für diese Zwecke 

eingerichtete Gesellschaften für Standort-, Stadt- oder 

Regionalmarketing wahrgenommen. Solche Gesell-

schaften sind fi nanziell und personell oft deutlich besser 

ausgestattet als die Ämter oder Einrichtungen, die nur 

die konventionellen Wirtschaftsförderungsaufgaben in-

nehaben. Teilweise wird Standortmarketing auch von be-

sonderen für die Tourismusförderung eingerichteten Stel-

len wahrgenommen. 

Die genauen Ziele und Strategien des Standortmarketings 

muss jede Kommune für sich alleine defi nieren und erar-

beiten. Dabei kommt es maßgeblich darauf an, ob es 

zum Beispiel vorrangig „nur“ um die Vermarktung von 

Gewerbefl ächen oder die Stärkung eines Einzelhandels-

standortes oder das Anlocken von mehr Tagesgästen 

und/oder Touristen geht oder ob ein ganzheitlicher An-

satz verfolgt werden soll. Welche Zielgruppen sollen in 

welchen Regionen angesprochen werden? Soll auch eine 

Stärkung des Wir-Gefühls erreicht werden? Geht es 

gleichzeitig um die Vermarktung der Dienstleistungen 

der Verwaltung? 

Nur nach Defi nition der maßgeblichen Ziele und der Stra-

tegie zur Zielerreichung kann festgelegt werden, welche 

Aktivitäten und Maßnahmen, welches Marketingmix 

richtig und erfolgsversprechend erscheinen. Weiterhin 

muss ermittelt werden, welche Kosten mit der Umset-

zung der Marketingmaßnahmen verbunden sein werden. 

Es wird deutlich, dass dies ein schwieriger und komplexer 

Prozess ist, der mitunter mehrmals durchlaufen werden 

muss, um zu einer realistischen Umsetzungsplanung zu 

kommen. Führt der Prozess in der Umsetzung nicht zu 

den gewünschten Erfolgen, muss er überarbeitet und an-

gepasst werden. Letztlich erscheint es ratsam – wenn im 

eigenen Personalstamm keine Marketingfachleute vor-

handen sind –, die Entwicklung durch externe Experten 

begleiten zu lassen. 

2. Neue Herausforderungen für die 
kommunale Wirtschaftsförderung

Bisher ist deutlich geworden, dass die kommunalen Wirt-

schaftsförderungen sich heute neben den konventio-

nellen Aufgaben vor eine Vielzahl neuer Herausforde-

rungen gestellt sehen, deren Bewältigung für jeden 

Wirtschaftsstandort von erheblicher Bedeutung ist. 

Gleichzeitig handelt es sich dabei um solche Aufgaben 

und Themenfelder, die überwiegend nur auf regionaler 

Ebene und allenfalls auf Ebene der Kreise und kreisfreien 

Städte federführend wahrgenommen werden können, 

wenn Erfolge erzielt werden sollen. Ebenso wichtig ist es, 

dass die dort angestoßenen Maßnahmen in alle Teilge-

biete und Kommunen Wirkung zeigen. Es erscheint des-

19 http://de.wikipedia.org/wiki/Standortmarketing (Stand 25.10.2012).
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halb sinnvoll, dass die Wirtschaftsförderungen aller Ebe-

nen in diesen Handlungsfeldern eng zusammenarbeiten 

und sich auf eine abgestimmte Vorgehensweise verstän-

digen.

Bei diesen Handlungsfeldern handelt es sich um die Be-

reiche: 

• Arbeitsmarktpolitik und Fachkräftegewinnung,

• Bildung und Qualifi zierung,

• Innovations- und Technologieförderung,

• Cluster und Netzwerke sowie

• Regionalmanagement.

Arbeitsmarktpolitik und Fachkräftegewinnung

Allen Kommunalverantwortlichen ist bewusst, dass vor 

dem Hintergrund des demografi schen Wandels die Ver-

fügbarkeit von ausreichend qualifi zierten Fachkräften 

nach und nach zum vornehmlich Problem der wirtschaft-

lichen Entwicklung wird. Zwar gibt es regionale Unter-

schiede in der Dimension, mit der einzelne Gebiete von 

diesem Problem betroffen sein werden, aber es wird 

 keine Region geben, wo es nicht irgendwann spürbar 

sein wird.

Schon heute zeigt sich in einzelnen, vorwiegend länd-

lichen Regionen mit einer guten mittelständischen Unter-

nehmensstruktur und geringer Arbeitslosenquote, dass 

nicht alle freien Stellen für Facharbeitskräfte zum ge-

wünschten Zeitpunkt oder mit Personen, die über die ge-

wünschte Qualifi zierung verfügen, besetzt werden kön-

nen. Es ist zu erwarten, dass diese Situation in manchen 

Regionen dauerhaft so bleiben wird, wenn nicht ent-

sprechende Gegenmaßnahmen in Form von verstärkter 

Ausbildung oder vermehrtem Bemühen um Zuzug von 

 außerhalb eingeleitet und erfolgreich umgesetzt werden. 

Aber selbst dann werden einige Regionen das Problem 

nicht vollständig lösen können, weil schon heute festge-

stellt werden kann, dass nicht alle zur Verfügung stehen-

den Ausbildungsplätze mit geeigneten Nachwuchskräf-

ten besetzt werden können. Dabei sind neben den 

regionalen Unterschieden auch solche zwischen einzel-

nen Branchen und Berufsgruppen erkennbar: Das Hand-

werk – und hier insbesondere für Berufe mit wenig 

 attraktiven Arbeitsbedingungen (zum Beispiel Bäcker, 

Metzger) – hat noch größere Schwierigkeiten, ausrei-

chend Nachwuchs zu fi nden. 

Das Kriterium nicht ausreichend verfügbarer Facharbeits-

kräfte stellt einen so erheblichen Standortnachteil dar, 

dass betroffene Kommunen und Regionen, denen es 

nicht gelingt, dieses Problem zu lösen, im Wettbewerb 

um Neuansiedlungen von Unternehmen chancenlos sein 

werden und mittelfristig auch mit der Abwanderung von 

heute noch ansässigen Unternehmen rechnen müssen. 

Dies betrifft besonders solche Gebiete, die noch weitere 

negative Standortfaktoren (zum Beispiel schlechte über-

regionale Verkehrsanbindung oder geringer Wohn- und 

Freizeitwert) und keine branchenbezogenen oder tech-

nologischen Kernkompetenzen aufweisen. Schlimmsten-

falls kann es an solchen Wirtschaftsstandorten zu einer 

Abwärtsspirale kommen, die die aufgrund des demo-

grafi schen Wandels ohnehin schon zu erwartende Bevöl-

kerungsverluste durch Abwanderung verstärkt und zu 

einem erheblichen negativen Trend in der Gesamtent-

wicklung werden lässt.

Die kommunalen Wirtschaftsförderungen reagieren zu-

nehmend auf diese Bedrohung und initiieren gemeinsam 

mit Kammern, Unternehmensverbänden oder Gewerk-

schaften Aktivitäten, um ihre Region und ihren Standort 

im Wettbewerb um genügend und insbesondere die 

 besten Arbeitskräfte zu positionieren. Dabei wird häufi g 

mit veränderten Strategien im Standortmarketing gear-

beitet, um den Zuzug von auswärtigen, gegebenenfalls 

auch ausländischen Fachkräften zu verstärken. Vornehm-

lich setzt man aber auf die Gewinnung von Nachwuchs-

kräften aus der Region und Maßnahmen, die eine lang-

fristige Bindung begünstigen sollen. Die dazu geeigneten 

Projekte und Initiativen sind wiederum sehr unterschied-

lich und stark von den analysierten Stärken und Schwä-

chen einer Region abhängig. Damit wächst auch vieler-

orts die Erkenntnis, dass an der Ausstattung des jewei li-

gen Gebietes mit zum Beispiel einem guten ÖPNV-An-

gebot, besseren Freizeitangeboten und attraktiven 

Wohngebieten gearbeitet werden muss. Dies erfordert 

umfassende Maßnahmen, die zeitaufwendig, meistens 

kostenintensiv und nur eventuell erfolgsversprechend 

sind.

Primär werden deswegen Maßnahmen eingeleitet, die 

potenzielle Nachwuchskräfte über die heimische Wirt-

schaft, die Unternehmen, deren Stärken und Vorzüge 

und die angebotenen Berufsbilder informieren. Es zeigt 

sich vielerorts, dass insbesondere mittelständische Unter-

nehmen die Probleme aktiv bewältigen wollen und sich 

mit großem Engagement an der Realisierung geeigneter 

Maßnahmen und Projekte beteiligen. Dabei wird teil-

weise schon die Zusammenarbeit mit Grundschulen ge-

sucht, um im jüngsten Kindesalter zum Beispiel die 

 Begeisterung für Technik zu wecken. Mit weiterführen-
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den Schulen werden zum Teil Kooperationen eingegan-

gen, um Schülern umfassende Möglichkeiten für Praktika 

bieten zu können. Außerdem bieten immer mehr Unter-

nehmen Plätze für duale Studiengänge an. 

In vielen Regionen werden auch die Bemühungen ver-

stärkt, Arbeitslose mit ungünstiger Qualifi kation nachzu-

qualifi zieren oder Langzeitarbeitslosen neue Chancen zu 

bieten. Hier sind zum Beispiel bei Berufsrückkehrerinnen 

Erfolge sichtbar. Gleichzeitig wird deutlich, dass die zur 

Verfügung stehenden Integrations- und Betreuungs-

möglichkeiten und die Mittel der Arbeitsagenturen für 

Qualifi zierungen – zum Beispiel bei der Wiedereingliede-

rung Langzeitarbeitsloser – begrenzt sind. 

Viele der von der kommunalen Wirtschaftsförderung und 

ihren Partnern aufgebauten Netzwerke verstärken des-

wegen ihre Bemühungen zur Verbesserung der Rahmen-

bedingungen für Arbeitskräfte mit Familien durch zu-

sätzliche, teilweise auch direkt von den Unternehmen 

getragene Betreuungsangebote oder durch die Reali-

sierung familienfreundlicher Arbeitszeiten. Oder es wird 

versucht, in Zusammenarbeit mit regionalen Bildungs-

trägern die Voraussetzungen für die betriebliche Weiter-

qualifi zierung zu verbessern. 

Generell zeigt sich, dass nur über eine Vielzahl von sehr 

differenzierten und an einzelne Personengruppen gerich-

tete Maßnahmen mittelfristig Erfolge zu erzielen sind. Die 

kommunalen Wirtschaftsförderungen sind hier weniger 

als Handelnde, sondern mehr als Moderator und Ideen-

geber und gegebenenfalls als Beschaffer von Fördermit-

teln für neue Projekte gefragt.

Bildung und Qualifi zierung

Im Bereich von Bildung und Qualifi zierung haben sich die 

kommunalen Wirtschaftsförderungen sehr unterschied-

lich positioniert und dementsprechend mal mehr und mal 

weniger Berührung damit. Die Kreise und kreisfreien 

Städte stellen als Träger der berufsbildenden Schulen 

(Berufskollegs) die zur weiteren Entwicklung dieser Bil-

dungseinrichtungen notwendigen Überlegungen und 

Planungen in einer ganzheitlichen Betrachtung an und 

sehen dies im Kontext der Gesamtentwicklung des Wirt-

schaftsstandortes. In einigen Kreisen sind aus diesen 

Überlegungen heraus die Zuständigkeiten und die Ver-

antwortung für die Wirtschaftsförderung und die Ent-

wicklung der Berufskollegs zusammengeführt worden. 

Viele Wirtschaftsförderungen haben aus ähnlichen Über-

legungen heraus eigene Bildungsangebote entwickelt 

und sich als Bildungsträger anerkennen bzw. zertifi zieren 

lassen oder unterstützen die Etablierung von zum Beispiel 

Stiftungslehrstühlen oder gemeinnützigen Bildungsein-

richtungen. Je nach regionaler oder lokaler Arbeitsmarkt-

situation werden entsprechende Angebote jedoch nur 

noch wenig nachgefragt, was manche der entspre-

chenden – auch von Kommunen getragenen – Einrich-

tungen an die Grenzen der Wirtschaftlichkeit bringt. 

Die meisten der kommunalen Wirtschaftsförderungen 

können jedoch entsprechende Maßnahmen und Projekte 

nicht eigenständig auf den Weg bringen und sehen sich 

deswegen als Mittler und Koordinator und beschränken 

sich auf Beratungsangebote für Qualifi zierungsinteres-

sierte. Die Beratung hat dabei die Vermittlung fi nanziel-

ler Hilfen (zum Beispiel Bildungscheck oder Bildungs-

prämie) zum Ziel und soll einen Überblick über die in der 

jeweiligen Region vorhandenen Bildungsangebote ver-

mitteln. 

Innovations- und Technologieförderung

Innovations- und Technologieförderung hat sich als Hand-

lungsfeld der kommunalen Wirtschaftsförderung, zählt 

erst in den letzten drei Jahrzehnten und vornehmlich auf 

Ebene der Kreise und kreisfreien Städte entwickelt. 

Ihren Ursprung als kommunale Wirtschaftsförderungs-

aufgabe hatte die Innovations- und Technologieförde-

rung zum Beispiel in Nordrhein-Westfalen mit den vom 

Land initiierten Strukturförderprogrammen ZIM (Zu-

kunftsinitiative Montanregion, 1987) und ZIN (Zukunfts-

initiative für die Regionen Nordrhein-Westfalens, 1989), 

die Innovations- und Technologieförderung als Schwer-

punktthema defi nierten. Sie machten es damit auch den 

Kommunen zur Pfl icht, sich mit den Kernkompetenzen, 

Leitbranchen und Schlüsseltechnologien und damit den 

technologischen Stärken ihrer Wirtschaftsregion zu be-

fassen. Dieser Ansatz wurde Anfang der 1990er Jahre 

durch die vom Land eingeforderten Regionalen Ent-

wicklungskonzepte (REK) aufgegriffen und bis heute fort-

geführt.

In der Folge von ZIM und ZIN und auf der Basis nachfol-

gender, vom Land vorgegebener Förderschwerpunkte, 

haben Kommunen und Regionen die für sie spezifi schen 

und in ihrer Wirtschafts- und Unternehmensstruktur ab-
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gebildeten technologischen Kernkompetenzen defi niert 

und versucht, mit geeigneten Maßnahmen und Projekten 

vorhandene Stärken auszubauen bzw. durch die Identifi -

zierung und Förderung von innovativen Schlüsseltech-

nologien zu ergänzen. In der Folge entstanden viele Tech-

nologie- und Gründerzentren und in vielen Fällen 

nachhaltig wirkende Branchennetzwerke, die bis in die 

heutige Zeit hinein – in der Regel unter der inhaltlichen 

Führung der beteiligten Unternehmen – den technolo-

gischen Fortschritt forcieren. Dabei fi ndet in aller Regel 

eine enge Zusammenarbeit mit Hochschulen und For-

schungsreinrichtungen statt, sodass sich einige Netz-

werke als regionale Innovationstreiber etabliert haben. 

Der damit eingeschlagene Weg, auf dem die kommu-

nalen Wirtschaftsförderungen bis heute eine moderieren-

de bis lenkende Rolle übernehmen und gegebenenfalls 

einmal ins Stocken geratene Dialoge wieder anschieben, 

hat sich bewährt und in vielen Regionen erfolgreich zu 

einer positiven Verstärkung der wirtschaftlichen Entwick-

lung geführt. Als beispielhaft kann der Kreis Siegen- 

Wittgenstein genannt werden, der über ZIM und ZIN und 

eine regelmäßige Fortschreibung des REK bis heute in der 

Innovations- und Technologieförderung konsequent und 

erfolgreich eine in verschiedenen Brancheninitiativen und 

-netzwerken abgebildete Strategie verfolgt.20

Clusterinitiativen und Netzwerke

Clusterstrategien und -konzepte entwickeln seit knapp 

zehn Jahren die in der Innovations- und Technologie-

förderung begonnenen Ansätze, die sich an Kernkom-

petenzen und Kernbranchen orientieren, zu kompe-

tenzfeldorientierten Initiativen und Netzwerken von 

Unternehmen, Wissenschafts- und Forschungseinrich-

tungen weiter. Sie greifen dabei die Erkenntnis auf, dass 

sich Unternehmen einer Branche, eines Technologie-

feldes usw. inklusive der Zuliefererindustrie räumlich bal-

len. Diese Entwicklungsansätze und die damit verbun-

denen Chancen aufzugreifen, sehen mittlerweile mehr 

als zwei Drittel aller kommunalen Wirtschaftsförderungs-

einrichtungen als eine wichtige Aufgabe an und sind in 

diesem Handlungsfeld tätig.

Dabei kommen den kommunalen und regionalen Wirt-

schaftsförderungseinrichtungen insbesondere folgende 

Aufgaben zu:21

• Entwicklung geeigneter Organisationsformen und 

Plattformen, gegebenenfalls auch die Bildung von ge-

sonderten Organisationseinheiten;

• Erarbeitung von Clusterstrategien und -konzepten im 

Zusammenwirken mit relevanten Akteuren aus Wirt-

schaft und Wissenschaft;

• Abstimmung der lokalen und regionalen Strategien 

mit den Programmen und Aktivitäten der übergeord-

neten Ebenen (Land, Bund, EU);

• Schaffung von wirtschaftsnahen Infrastrukturen wie 

Technologie- und Gründerzentren mit entsprechendem 

Clusterprofi l;

• Initiierung, Unterstützung und Moderation von Netz-

werken zwischen den Unternehmen, Hochschulen, 

Kammern etc.;

• Anpassung des Standortmarketings und internationa-

ler Aktivitäten an die identifi zierten Clusterpotenziale 

bzw. Unterstützung der Marketing- und Internationa-

lisierungsmaßnahmen bestehender Netzwerke;

• Unterstützung von Leitprojekten, in denen die Anwen-

dung von Technologien in Stadt und Region beispiel-

haft ausprobiert wird;

• Mitwirkung bei Querschnittsaufgaben wie Unterneh-

mensfi nanzierung, Gründerberatung oder Qualifi zie-

rung für Clusterunternehmen.

Diesen Anforderungen werden die kommunalen Wirt-

schaftsförderungseinrichtungen mehr als gerecht. Nach 

einer 2008 durchgeführten Untersuchung des Difu22 

 gehen mehr als 90 Prozent aller Clusteransätze auf Ini-

tiativen zurück, an denen die kommunale Wirtschaftsför-

derung beteiligt war. Kammern oder Hochschulen waren 

hingegen nur an 19 bzw. sieben Prozent der Initiativen im 

Anfangsstadium beteiligt. Auch in der weiteren Beglei-

tung und Steuerung der Clusterinitiativen nehmen die 

kommunalen Wirtschaftsförderungen meistens eine ak-

tive Rolle ein und etablieren sich als Moderator oder 

Kümmerer der Netzwerke. 

Die Kommunen übernehmen aber auch an der dauer-

haften Finanzierung der in den Clusterinitiativen stattfi n-

denden Arbeit einen erheblichen Anteil. Ohnehin werden 

die erforderlichen Finanzmittel überwiegend aus öffent-

lichen Haushalten beigesteuert. Nach der bereits ange-

sprochenen Untersuchung des Difu stellen Kommunen in 

mehr als 70 Prozent der Fälle fi nanzielle Mittel für die 

Arbeit der Clusterinitiativen zur Verfügung. Neben den 

20 Vgl. www.siegen-wittgenstein.de, www.kmsi.de.
21 Vgl. Küpper, Utz Ingo und Röllinghoff, Stefan: Clustermanagement: Anforderungen an Städte und regionale Netzwerke. In: Deutsche Zeitschrift für Kommu-

nalwissenschaften, H. I / 2005, S. 60.93. 
22 Vgl. Difu-Berichte 2008 – Clusterinitiativen und Netzwerke, a.a.O. 
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kommunalen Mitteln werden weitere öffentliche Finanz-

mittel in mehr als 40 Prozent der Fälle in Anspruch ge-

nommen. Die Privatwirtschaft beteiligt sich bei etwa der 

Hälfte der Cluster an der Finanzierung. 

Regionalmanagement

In den letzten Jahren hat die kommunale Wirtschafts-

förderung auch zunehmend Aufgaben im Bereich des 

Regionalmanagements übernommen. 

Regionalmanagement soll durch den Aufbau regionaler 

fachübergreifender Netzwerke in Regionen, Kreisen und 

kreisfreien Städten einen Beitrag zur Verbesserung der 

regionalen Wettbewerbsfähigkeit leisten. Durch diese 

Netzwerke soll das vorhandene Potenzial in Teilregionen 

optimal genutzt und deren eigenverantwortliche Ent-

wicklung nachhaltig gestärkt werden. Ziel ist es, die 

Schwächen einer Region ein Stück weit zu kompensieren 

und die vorhandenen Stärken zu sichern und weiter zu 

verbessern. Dabei wird ein fach- und branchenübergrei-

fender Ansatz verfolgt, der den einzelnen Regionen aus-

reichend Spielraum zur Defi nition der eigenen Hand-

lungsfelder und -schwerpunkte lassen soll. Selbst die 

Abgrenzung der Region, der Handlungsfelder und -ebe-

nen ist dabei eine Aufgabe der beteiligten Akteure, die 

weitgehend frei von Vorgaben ist.

Wie auch bei den Clusterinitiativen wird im Regional-

management der Fokus auf die Zusammenarbeit der 

kommunalen Ebene mit Wirtschaft und Wissenschaft 

und anderen möglichen Vernetzungspartnern in der Re-

gion gelegt. Dabei sollen insbesondere die Interessen-

vertreter aus Wirtschaft, Politik und Verwaltung und die 

Bürgerschaft aktiv einbezogen werden. Durch die Vernet-

zung sollen zugleich auch regionale Beteiligungsprozesse 

angeregt und gefördert werden.

Zu den Aufgaben des Regionalmanagements zählen typi-

scherweise: 

• Erarbeitung und Umsetzung defi nierter Projekte der 

Region; 

• Aufbau, Pfl ege und Zusammenführung eines Kontakt-

netzwerkes zu bestehenden örtlichen Initiativen und 

zwischen Unternehmen, Hochschulen, Kammern, Ver-

bänden, Dienstleistern und Kapitalgebern etc.; 

• Förderung eines aktiven Meinungs-, Kenntnis- und 

Know-how-Transfers; 

• Erfassung möglichst sämtlicher in der Region aktuell 

durchgeführter Aktivitäten, insbesondere Abstimmung 

mit der Regionalförderpolitik; 

• Hinführung von regionalen Projekten zu Förderpro-

grammen auf EU-, Bundes- und Landesebene;

• Durchführung von und Mitwirkung bei Veranstal-

tungen zu wesentlichen Themen. 

Eine besondere Form des Regionalmanagements sind die 

sogenannten integrierten ländlichen Entwicklungskon-

zepte (ILEK), die darauf abzielen, den ländlichen Raum 

gleichzeitig als Lebens-, Arbeits-, Erholungs- und Natur-

raum weiterzuentwickeln. Dieses Konzept zielt auf eine 

möglichst umfassende Berücksichtigung verschiedener 

Handlungsfelder ab. Dabei sollen regionaltypische Eigen-

heiten besonders berücksichtigt werden und es sollen 

regionalinterne Kräfte aktiviert sowie regionale Netz-

werke aufgebaut werden. 

Dazu wird zunächst eine Stärken-Schwächen-Analyse des 

aktuellen Zustandes in einer Region vorgenommen. Im 

Weiteren werden Ziele und Handlungsfelder benannt, die 

kurz-, mittel- und langfristig zu berücksichtigen sind. 

Durch den so entwickelten Handlungsplan soll sicher-

gestellt werden, dass die Maßnahmen und Handlungen 

verschiedener regionaler Akteure bei der Entwicklung 

 einer Region zusammenwirken und dem gemeinsam de-

fi nierten Ziel dienen.

Die Handlungspläne können unter anderem Aspekte der 

Dorfgestaltung und Dorferneuerung, der demografi schen 

Entwicklung, der Infrastruktur, der Regionalplanung, der 

landwirtschaftlichen Flächen, der Naturräume und des 

Tourismus berühren. Damit wird der durch das EU-Pro-

gramm LEADER entwickelte Ansatz auf alle Lebensbe-

reiche der ländlichen Entwicklung angewendet.

Ähnlich wie in der Innovations- und Technologieför-

derung oder wie bei den kompetenzfeldorientierten 

Clusterinitiativen übernehmen die kommunalen Wirt-

schaftsförderungen auch im Regionalmanagement in den 

meisten Fällen die Rolle des Initiators und Kümmerers 

und stimmen die laufenden Prozesse und die erzielten 

 Ergebnisse mit der überörtlichen Ebene ab. 
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3.  Besondere Aufgaben

In diesem abschließenden Abschnitt soll auf einige be-

sondere Aufgaben der kommunalen Wirtschaftsförde-

rungen eingegangen werden, die nicht in jeder Kommu-

ne mit der gleichen Notwendigkeit bzw. Intensität 

anstehen und verfolgt werden, aber in einigen Kommu-

nen besondere Relevanz besitzen. Diese Aufgabenbe-

reiche haben nur indirekten Einfl uss auf die wirtschaft-

liche Entwicklung einer Gemeinde, einer Stadt oder eines 

Kreises und können dennoch – insbesondere im Hinblick 

auf eine gewünschte positive Veränderung der für An-

siedlungsentscheidungen maßgeblichen Standortfakto-

ren – erhebliche Wirkung entfalten.

Dabei handelt es sich um folgende Bereiche:

• Kulturförderung, 

• Freizeit, 

• Naherholung, 

• Tourismus.

Kulturförderung

Im Kapitel „Kommunale Wirtschaftsförderung“ wurde 

darauf hingewiesen, dass immer ein Zusammenhang 

zwischen Kultur und Standortentwicklung besteht. Ein 

adäquates Kulturangebot gehört zu den weichen Stand-

ortfaktoren und wirkt sich auf unternehmerische Stand-

ortentscheidungen ebenso positiv aus wie auf Entschei-

dungen von Arbeitskräften, in welchen Regionen und 

Kommunen sie ihren Wohn- und Arbeitsplatz wählen. 

Zwar ist Kulturförderung kein neues Handlungsfeld für 

Gemeinden, Städte und Kreise, aber vor dem Hintergrund 

der angespannten Finanzlage der Kommunen sind in der 

Vergangenheit viele Kulturförder maßnahmen zurückge-

fahren, aufgegeben oder erst gar nicht auf den Weg ge-

bracht worden. In anderen Kommunen wurde der Fokus 

zu stark auf die Erhaltung des bestehenden Angebots ge-

richtet, sodass neue Anforderungen und Wünsche – ins-

besondere aus dem Blickwinkel von Fach- und Führungs-

kräften – nicht hinreichend beachtet wurden. 

Wie in vielen anderen Handlungsfeldern auch kann es als 

Aufgabe der kommunalen Wirtschaftsförderung gesehen 

werden, entsprechende für die Standortgunst negative 

Entwicklungen zu beeinfl ussen oder Verbesserungen zu 

forcieren. Dies ist vielerorts festzustellen, indem die kom-

munalen Wirtschaftsförderungen den politischen Ent-

scheidungsträgern die Bedeutung dieses Handlungsfeldes 

für die Entwicklung eines positiven Standortimages be-

wusst gemacht haben und im Zusammenwirken mit kul-

turellen Akteuren alternative Angebote und Finanzie-

rungsmodelle, teilweise in interkommunalen oder über 

die Regionsgrenzen hinausgehenden Ansätzen, realisiert 

haben. 

Mancherorts sind völlig neue Veranstaltungsformate oder 

Projekte entwickelt worden, die den Wirtschaftsstandort 

als Ganzes überregionale Aufmerksamkeit eingebracht 

und ein positives Image verliehen haben. 

Freizeit, Naherholung und Tourismus

Der Freizeitwert einer Kommune oder einer Region, die 

Angebote zur Naherholung und zum Tourismus stehen in 

einem engen Wirkungszusammenhang, der große Be-

deutung für die für Ansiedlungsentscheidungen maß-

geblichen Standortfaktoren hat. Der altbekannte Wer-

bespruch „Arbeiten und Wohnen, wo andere Urlaub 

machen“ bringt dies am besten zum Ausdruck. Fakt ist: 

Eine mit Einrichtungen für Freizeit und Naherholung 

schlecht ausgestattete Region wird sich auch nur schwer 

als Tourismusstandort präsentieren können und Regionen 

oder Kommunen mit schwacher Tourismuswirtschaft ha-

ben größere Probleme, attraktive Angebote für Freizeit 

und Erholung aufrechtzuerhalten. Und: Kommunen und 

Regionen mit einer schlechten Ausstattung an Freizeit- 

und Erholungseinrichtungen haben weniger Chancen im 

Standortwettbewerb als andere, besser ausgestattete. 

Unabhängig von der Tatsache, dass in Kommunen und 

Regionen mit hohem Fremdenverkehrsaufkommen die-

ses Handlungsfeld zu den Schwerpunkten kommunaler 

Wirtschaftsförderung gehört, wird sie sich immer um 

 einen guten Freizeit- und Naherholungswert bemühen 

und dort, wo in diesem Bereich deutlich wahrnehmbare 

Schwächen vorhanden sind, mit eigenen Ideen und Pro-

jekten, Initiativen und Vorschlägen versuchen, die Situa-

tion zu verbessern.



Die Kommunen sind für die Umsetzung ihrer Aktivitäten 

im Bereich der Wirtschaftsförderung, für die Durchfüh-

rung der geplanten Maßnahmen und Projekte und für 

die Initiierung neuer Initiativen und Programme in den 

meisten Fällen auf fi nanzielle Hilfen von Land, Bund oder 

Europäischer Union angewiesen. 

Als Problem erweist sich dabei immer wieder, dass es 

über alle Ebenen hinweg eine undefi nierbare Vielzahl von 

Programmen und Fonds gibt, die jeweils nur für einzelne, 

relativ starr abgegrenzte Themen- und Aufgabengebiete 

Fördermittel bereitstellen. Keine „normale“ Kommune ist 

auch nur annähernd in der Lage, einen Überblick über 

diese Programme zu bewahren und im richtigen Moment 

die für den individuellen Bedarf geeignete Fördermög-

lichkeit zu identifi zieren. 

Dabei unterscheiden sich die jeweiligen Programme auch 

in der Form der gewährten Vergünstigung erheblich. Ne-

ben direkten Investitionskostenzuschüssen werden die 

fi nanziellen Hilfen oft nur in Form von Krediten mit ver-

günstigten Konditionen gewährt. Außerdem: Die Rege-

lungen zu Antragsvoraussetzungen, zum Mittelabruf, zu 

Zweckbindungsfristen oder zu eventuell zu beachtenden 

Rückzahlungsklauseln sind meistens so komplex, dass sie 

nur mit interner Hilfe bewältigt werden können. Vor 

allem aber sind die Verfahren zur Beantragung, zum Ab-

ruf und zum Nachweis der ordnungsgemäßen Verwen-

dung in den meisten Programmen sehr komplex.

Dies gilt vor allem für die große Anzahl von Förderpro-

grammen, welche die Europäische Union den Kommunen 

anbietet. Einen guten Überblick über alle kommunalrele-

vanten EU-Förderprogramme bietet eine komprimierte 

Übersicht des Deutschen Landkreistages.23

Geeignete Ansprechpartner für die Beratung, Begleitung 

und Unterstützung in Verfahren zur Beantragung von 

EU-Fördermitteln fi ndet man zumeist in den für bzw. von 

jedem Bundesland eingerichteten Förderbanken, die in 

aller Regel auch hervorragende Informationen und Hilfen 

für die bei Bund und Ländern zu generierenden Förder-

mittel besitzen.
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23 Vgl. Deutscher Landkreistag. Kommunalrelevante Förderprogramme der Europäischen Union; 07.08.2009
 http://www.kreise.de/__cms1/themen/europa/eu-foerderprogramme.html.
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Es ist deutlich geworden, dass die kommunale Wirt-

schaftsförderung auf vielen Handlungsfeldern aktiv ist 

und aktiv sein muss, wenn sie erfolgreich und nachhaltig 

die Entwicklung von Wirtschaftsstandorten gestalten und 

den Unternehmen in ihrem Gebiet gute und umfassende 

Serviceleistungen anbieten will. Zusätzlich steht sie vor 

der Herausforderung, der Verwaltungsführung und den 

politischen Gremien gute und umfassende Informationen 

über die für die Entwicklung der Wirtschaftsstruktur und 

des -standortes maßgeblichen Daten und Fakten geben 

und Vorschläge für Initiativen, Projekte und Maßnahmen 

unterbreiten zu müssen. 

Diesen Anforderungen können die Wirtschaftsförde-

rungen nur dann gerecht werden, wenn sie selbst über 

aktuelle und umfassende Informationen zur generellen 

wirtschaftlichen Entwicklung und speziell über ihren 

Standort verfügen. 

Dabei greifen die kommunalen Wirtschaftsförderungen 

auf die vom Statistischen Bundesamt,24 den Statistischen 

Landesämtern25 oder relevanten Instituten26 zur Verfü-

gung gestellten Daten zurück. Nur größere Kommunen, 

kreisfreie Städte und Kreise unterhalten heute teilweise 

noch eigene Ämter oder Einrichtungen, die eigene für die 

Zwecke der Wirtschaftsförderung geeignete Statistiken 

erfassen und auswerten. Alternativ erteilen Kommunen 

zur Beantwortung spezifi scher Bedürfnisse auch For-

schungsinstituten oder Dienstleistern – zum Beispiel der 

Gesellschaft für Konsumforschung – Aufträge, um die 

notwendigen Daten erheben oder auswerten zu lassen.

Daneben verfügen die Selbstverwaltungseinrichtungen 

der Wirtschaft, vor allem die Industrie- und Handelskam-

mern und die Handwerkskammern, teilweise aber auch 

einzelne Unternehmer- oder Arbeitgeberverbände über 

für die Wirtschaftsförderung interessante Statistiken und 

Daten, die Rückschlüsse auf Entwicklungen am Standort 

und Prognosen für die Zukunft zulassen. Weitere Infor-

mationen können unter Umständen von den Wirtschafts-

forschungsinstituten oder sich mit diesen Themenkreisen 

befassenden universitären Einrichtungen bezogen wer-

den. Oftmals fehlt es dabei aber an der für die kommu-

nale Wirtschaftsförderung wichtigen Möglichkeit, die 

Daten und die daraus zu entwickelnden Erkenntnisse auf 

die lokale Ebene herunterbrechen zu können. 

Wichtige Daten über die Entwicklung des Arbeitsmarktes, 

zu Arbeitslosenzahlen und zur Verfügbarkeit von Fach-

kräften können von den Agenturen für Arbeit bezogen 

werden, die in aller Regel die Daten monatlich pro Kom-

mune aufbereitet zur Verfügung stellen. 

Erkenntnisse für die allgemeine Steuerung der Wirt-

schaftsförderung können auch aus verschiedenen Pro-

jekten der Bertelsmann Stiftung gewonnen werden:
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13.6 Informationsgrundlagen für die 
kommunale Wirtschaftsförderung

24 Vgl. www.destatis.de.
25 Vgl. zum Beispiel in Nordrhein-Westfalen: Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen – www.it.nrw.de.
26 Vgl. zum Beispiel Institut für Mittelstandsforschung – www.ifm.de.
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• POLIS zur politischen Steuerung,

• KOMPASS zum Aufbau einer strategischen Steuerung, 

• kik – Kennzahlen für Kommunen.

Die aus diesen Quellen zu generierenden Informationen, 

Daten und Erkenntnisse reichen sicherlich nur für eine 

 allgemeine Bewertung der Entwicklung auf der kommu-

nalen Ebene aus, jedoch kaum für spezielle Betrach-

tungen zu einzelnen Kernkompetenzen, Branchen oder 

Clustern oder für die Erarbeitung eigener Einzelhandels- 

und Standortentwicklungskonzepte. Hierfür wird man 

nicht umhin kommen, Dienstleistern Aufträge zu ertei-

len, die auf solche Leistungen spezialisiert sind oder eine 

Zusammenarbeit mit universitären Instituten zu suchen, 

die entsprechendes Know-how besitzen.

 

Einige kommunale Wirtschaftsförderungen sind in den 

letzten Jahren dazu übergangen, in regelmäßigen Ab-

ständen zur Bewertung der eigenen Leistungsfähigkeit 

interview- oder fragebogengestützte Kundenbefragun-

gen durchzuführen. Die damit gewonnenen Erkenntnisse 

sind jedoch nicht in jedem Fall repräsentativ und aussage-

kräftig, weil einerseits die letzten maßgeblichen Kunden-

kontakte schon zu lange zurückliegen und teilweise auch 

die verantwortlichen Ansprechpartner in den Unterneh-

men gewechselt haben. Außerdem ist bei fragebogen-

gestützten Erhebungen die Rücklaufquote häufi g sehr 

schlecht. 
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